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Mrochen
Textfeld
eingefügt: Urteil des VGH vom 19.07 2011


Dz.: 60
STADT KONSTANZ

Satzung

{iber den Bebauungsplan ,,Oberlohn Nord, Teil A"
und {iber die drtlichen Bauvorschriften

Nach § 10 des Baugesetzbuches und § 74 der Landesbauordnung fir Baden-Wrttemberg i. V. m.
§ 4 der Gemeindeordnung fiir Baden-Wirttemberg hat der Gemeinderat der Stadt Konstanz am

- 18.12.2008 den o. g. Bebauungsplan und die drtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen.

§1
Raumlicher Geltungsbereich

Dieser ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil zum Bebauungsplan (§ 2 Nr. 1).

§2
Bestandteile der Satzung

Bestandteile:

des Bebauungsplanes

1. zeichnerischer Teil vom 13.12.2007

2. textliche Festsetzungen ) vom 13.12.2007

der Ortlichen Bauvorschriften - '

3. drtliche Bauvorschriften ' ' vom 13.12.2007

Beigefiigt sind:

4. Begrindung vom Dez. 2007

5. Umweltbericht vom Dez, 2007

Anhang

zusammenfassende Erklarung nach § 10 Absatz 4 BauGB vom 19.12.2008
§3

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer den in § 2 genannten &rtlichen Bauvorschriften
zuwiderhandelt. .

§ 4 -
Teilaufhebung des Bebauungsplanes ,Oberlohn Nord, Strale E"

Der am 11.08.1994 in Kraft getretene Bebauungsplan ,Oberlohn Nord, Strafte E* wird im Uberlage-
rungsbereich durch diese Satzung vollinhaltlich ersetzt und aufgehoben. :



§5
inkrafttreten

Die Satzung Uiber den Bebauungsplan und Gber die értlichen Bauvorschriften tritt mit der ortsiiblichen
Bekanntmachung nach § 10 BauGB in Kraft.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.
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VERWALTUNGSGERICHTSHOF
BADEN-WURTTEMBERG

Im Namen des Volkes
Urteil

In der Normenkontrollsache
Marisa D. Pfister,

Konrad-Zuse-Stral3e 7, 78467 Konstanz

Prozessbevollmachtigt: - Antragstellerin
Rechtsanwalte Nestler Kederer Bartholme & Partner,
Karlstral3e 36, 78054 Villingen-Schwenningen, Az: 1071/09/SB/ck

gegen

Stadt Konstanz - Justiziariat -,
vertreten durch den Oberblrgermeister,
Untere Laube 24, 78462 Konstanz

- Antragsgegnerin

wegen Giiltigkeit des Bebauungsplans "Oberlohn Nord-Teil A"

hat der 5. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Wirttemberg durch den
Vizeprasidenten des Verwaltungsgerichtshofs Bdlle, den Richter am Verwaltungsgerichtshof
Pfaundler, den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Albrecht, die Richterin am
Verwaltungsgerichtshof Dieckmann-Wittel und den Richter am Verwaltungsgericht Dr.
Stuhlfauth aufgrund der mindlichen Verhandlung vom 19. Juli 2011

fur Recht erkannt:
Der Bebauungsplan Oberlohn Nord, Teil A der Stadt Konstanz vom 18.12.2008 wird

hinsichtlich der das GE 8 betreffenden Festsetzungen fiir unwirksam erklart. Im Ubrigen wird
der Antrag abgewiesen.



Teil A Zeichnerische Festsetzungen Teil B Textliche Festsetzungen

B b I " 0 b I h N d T - I A " 1 2 und Planzeichenerklérung Erganzend zur Planzeichnung wird festgesetzt:
e a u u n g S p a n e r O n o r , e I o Art der baulichen Nutzung Planungsrechtliche Festsetzungen

VAT & RN

. 1 Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) BauGB
Gewerbegebiete 1.1 Ausschluss gem. § 1(5) u. (6) BauNVO

In den Gewerbegebieten sind folgende Nutzungen ausgeschlossen:

GE Gewerbegebiet
- Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbe- und Handelsbetriebe mit Verkaufsfiachen fur den Verkauf
GEe eingeschranktes Gewerbegebiet von Waren an Endverbraucher sowie Kfz-Handel.
Verkaufsfiache im Sinne dieser Bebauungsplanfestsetzungen sind samtliche dem Kunden zugéngliche
Flachen eines Einzelhandelsbetriebes (einschlieBlich der Ausstellungsfiachen, AuRenfiachen,
Schaufensterfiachen) mit Ausnahme der fir den Kunden vorgesehenen Sozialraume.
- Tankstellen
. - Vergnugungsstatten und Eros-Center.
21m Hohe der baulichen Anlage Eros- Center im Sinne dieser Bebauungsplanfestsetzungen sind Bordelle, Dimenunterkinfte, bordellartig
betriebene Massagesalons u.a. Etablissements.

MafR der baulichen Nutzung

0,8 Grundfléchenzahl - Einrichtung weiterer Schrottlagerplatze und Lagerplatze mit Ausnahme von Verkehrshéfen zum Umschlag
von Gatern.
Bauweise, Baugrenzen 1.2 Ausschluss gem. §1 (5) u. (9) BauNVO
—_— - Ausnahmsweise konnen Verkaufsflachen zugelassen werden, die auf dem Grundsttck mit einem
9 Produktions- und Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschliellich dort hergestellte oder weiter zu

) a abweichende Bauweise verarbeitende Produkte zu verauRern, wenn die Verkaufsflache im Verhaltnis zur sonstigen Betriebsfidche
6284/16 untergeordnet ist; diese Ausnahme gilt nicht fur Betriebe des Emahrungshandwerks.

FD Flachdach

1.3 In den eingeschrankten Gewerbegebieten GEe 1, 2, 3, 5 und 7 sind wesentlich stérende Gewerbebetriebe
und Anlagen im Sinne von §6 BauNVO unzulassig.

B284/10

GD 15° geneigtes Dach

2 MaR der baulichen Nutzung gem. § 16 BauNVO; § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB
Verkehrsflédchen Die Gebaudehsdhe darf durch untergeordnete technische Aufbauten bis zu 3.00 m tberschritten werden. Die
Grundflache dieser technischen Aufbauten darf 10% der Dachflache nicht Gberschreiten.

StraBenverkehrsfldchen Die im Plan festgesetzten zu begrtinenden Flachen zahlen mit zur Gewerbegebietsfiache. Diese Flachen
durfen far die Ermittlung der Grundflachenzahl herangezogen werden.

: StraRenbegrenzungslinie Gemaf § 19 (4) BauNVO sind Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen und ihre Zufahrten sowie Anlagen, durch

die das Grundstick lediglich unterbaut wird, auf die GRZ mit anzurechnen. Die festgesetzte GRZ von 0,8 darf
durch diese Anlagen nicht Uberschritten werden.

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung

21 Bezugspunkt fur das Hohenmaf von baulichen Anlagen und Geb&uden
Offentliche Parkfldche
Die Héhe baulicher Anlagen wird in Meter gemessen von der Oberkante der angrenzenden éffentlichen Flache
im Mitel gemessen bis zum Schnittpunkt der AuRenwand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der

private Stellplatze Wand.
B284/40
ce , . 3 Uberbaubare Grundstiicksfléache gem. § 23 BauNVO
G v v w Bereich ohne Ein- und Ausfahrt gomg
3.1 Ausschluss von Nutzungen auf den nicht Gberbaubaren Grundsttcksflachen gem. § 23 (5) BauNVO
Flachen fur Versorgungsanlagen, fur die Abfallentsorgung Auf den nicht Uberbaubaren Grundstucksflachen sind im Bereich des festgesetzten Granstreifens
und Abwasserbeseitigung sowie flr Ablagerungen Nebenanlagen, Garagen, Stellplatze sowie Arbeits- und Lagerflachen ausgeschlossen. Hier sind lediglich Zu-

8320 06100

und Ausfahrten in der festgelegten Breite und Anzahl zuléssig. Entlang der Max-Stromeyer-StraRe ist die
Nutzung der auRerhalb des Baufensters liegenden Flachen fur Lagerzwecke nicht zulassig.

Fldchen fiir Versorgungsanlagen, fur die Abfallentsorgung
und Abwasserbeseitigung sowie fiir Ablagerungen

Ausnahmsweise sind Werbeanlagen auch auf3erhalb der Uberbaubaren Flachen, nicht aber in den

8284730 festgesetzten Pflanzstreifen zulassig.
‘) Elektrizitat
4 Bauweise gem. § 22 (4) BauNVO
Die Bauweise ist als abweichende Bauweise festgesetzt; zuldssig ist ein Gebaude in der offenen Bauweise mit
Grinflachen Langen auch groRer 50 m.
5 Flachen fiir Versorgungsanlagen gem. § 8 (1) 12 BauGB und § 14 Abs.2 BauNVO

Soweit keine Festsetzungen getroffen sind, sind die erforderlichen Umspannstationen auf den privaten
Grundstlcken in Abstimmung mit den Stadtwerken unterzubringen.

Bolzplatz und Fahrradparcours
0

Spielplatz

6 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flichen gem. § 9 (1) 21 und 6 BauGB
- zu Lasten Flst. 8281/23; zu Gunsten der Fist. 8281/ 5 und 8281/24

Offentliche Griinflichen

7 Griinordnung

. . 74 Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern gem. § 8 (1) 25a BauGB
Planungen, Nutzungsregelungen, MaRnahmen und Fléchen flir
MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

Pflanzstreifen an den Seiten- und Rlckfronten der Grundstiicke/Gebaude
Natur und Landschaft == e

Anpflanzen von Baumen und Strauchern als geschlossenes Sichtschutzgehdlz.

Pflanzstreifen Pflanzstreifen an der Vorderfront der Grundstiicke/Geb&ude (Reprasentationsgriin)
Anpflanzen von Baumen und Strauchern. Es ist pro 150 m2 1 Baum 1. Ordnung zu pflanzen. Rechtsgru ndl agen
Anpflanzen: Bdume 7.2 Sonstige grunordnerische Festsetzungen gem. § 9 (1), 25a, § 9(4) BauGB i.V. mit§ 73 LBO

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. | S.2414),
zuletzt geandert durch das Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben fir die Innen-
entwicklung der Stadte vom 21.12.2006 (BGBI. | 2008, S. 3316)

In den Gewerbegebieten sind die nicht Gberbauten Flachen soweit sie nicht als Arbeits- und Lagerfidchen
erforderlich sind, als Grunflachen anzulegen und zu pflegen. Jedem Baugesuch ist ein
Freiflachengestaltungsplan gemaf LBO VVO § 4 beizulegen.

Erhaltung: Baume

Fur jeder 5. Stellplatz innerhalb eines Baugrundstck ist ein hochstammiger Laubbaum 1. Ordnung zu pflanzen. * Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstlcke (Baunutzungsverordnung 1990 - BauNVO)
entfallende Baume in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132), zuletz geandert 22.04.1993 (BGBI. | S. 4686)

- Landesbauordnung Baden-Warttemberg in der Fassung vom 08.08.1995 (GBI. S. 617), zuletzt

1040071 Sonstige Planzeichen geandert durch Artikel 12 der Verordnung vom 25.04.2007 (GBI. S. 252)
X XXX Umgrenzung der fiir den baulichen Nutzen vorgesehenen Fléchen, HINWEISE _ )
s 5z s >:' deren Boden erheblich mit umweltgefahrdeten Stoffen belastet sind _—= - Gemeindeordnung Baden-Wdrttemberg (GemO) in der Fassung der Neubekanntmachung

Umgrenzung der 'Flachen. deren Boden erheblich mit umweltgefahrdenden Uitsrastiiniate Verkailiaohs vom 27.07.2000 (GBI. S. 582; ber. GBI. S. 698), zuletzt gedndert durch das Gesetz vom
Stoffen belastet sind 14.12.2006 (GBI. $.20)

Die Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine untergeordnete Verkaufsflache nicht gréfer als 100 m?, bzw.
Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes bei kleineren Flachen nicht mehr als 15 % der genehmigten Geschofflache ausmachen kann.

8260/30

Bauen im Erdbebenzone Il

Das Planungsgebiet befindet sich in der seismographischen Zone |I. Je nach Geb4udekonstruktion ist der
statische Nachweis der Erdbebensicherheit zu erbringen. Fur Entwurf und Konstruktion gelten die Regeln far
das Bauen in Erdbebenzonen.

-e—e—e—e— Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten,
oder Abgrenzung des MaRes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

srirr/= | Mit Geh- Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen (Flst. 8281/23) Artenschutz
zugunsten der Flst: 8281/5 und 8281/24

Im Rahmen des Einzelbauvorhabens ist eine Uberprifung auf das Vorkommen streng geschttzter Arten im
Sinne der §19 und §42 BNatSchG durchzufiihren.

--—H~ MafRleiste (entsprechend Planeintrag) Altlasten

8260/26

Im in der Planzeichnung dargestellten Bereich ist bei Tiefbauarbeiten mit entsorgungsrelevantem

8260722 ‘ ’ .- Aushubmaterial zu rechnen, daher sind dort TiefbaumaRnahmen mit der Fachbehérde des LRA Konstanz
| Nachrichtliche Ubernahme abzustimmen.
Der Bereich GE8 wurde am Geltungsbereich der planfestgesteliten Flache fiir den Neubau der VerbindungsstraRe Baumstandorte g KONSTANZ
19.07.2011 vom VGH BW als zwischen der Wollmatinger StraRe/ Firstenbergstrae und der ReichenaustraRe . ) Amt fU r Sta dtp'a nu ng u N d U mwelt Die Stadt zum See —
unwirksam erklart! vom 10.12.1996 einschlieRlich der Ausgleichsmanahmen geméR § 8a NatschG Die Standorte der anzupflanzenden Baume und ggf. erforderliche MaRnahmenzum Schutz der Estieiion Stadt istese Lt 54 S Roraks € Sy
s260/28 : Versorgungsleitungen sind mit Stadtwerken Konstanz abzustimmen. achbereic planung . L . e
NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN gem. § 9 (6) BauGB Flachen unterhalb der Bricke Bebauungsplan MaRstab Aktonplanzelchan

Da méglicherweise mit weiteren archaologischen Bodenfunden gerechnet werden muss, ist Die Flachen unterhalb der Brlicke kénnen im Einvernehmen mit dem Regierungsprasidium Freiburg, Ref. 15 fur

-
der Beginn von Erdarbeiten min. 14 Tage vor Baubeginn mit dem Kreisarchaologen (Am private Parkierungsanlagen genutzt werden. Entsprechende Vereinbarungen sind ggf. zu treffen. O be rIOh n N 0 rd ; Tel I A 1 ) 1 000 o 1 : !

Schlossgarten 2, 78224 Singen, 07731/61229 oder 0761/2083570) mitzuteilen. Geman §20
Denkmalschutzgesetz sind etwaige Funde (Scherben, Knochen, Mauerreste, Metall-

gegenstande, Graber, auffallige Bodenverfarbungen) umgehend dem Kreisarchaolgen oder
dem Regierungsprasidium Freiburg, Ref. 25, Denkmalpflege (79083 Freiburg, 0761/2083570) Amt fiir Stadtplanung Planfertigung Stand des Liegenschaftskatasters
‘ zu melden und bis zur sachgerechen Dokumentation und Ausgrabung im Boden zu belassen. und Umwelt der Stadt Konstanz
| Amt fur Stadtplanung und Umwelt
‘ Die Flurstacke 8281, 8281/3 und 8282 umfassen das Bodendenkmal Elberfeld gem. §2 DSchG und 17.07.2007
| Tiefbau- und Vermessungsamt vom et
| . . FB Vermessung/ GIS
H inweise . ) ) Untere Laube 24 ) )
Teil C Bauordnungsrechtliche Festsetzungen S Tempsl, | PAse Koot Unhesncieit (Gieos)
Verkehrsgriin Verfahrensiibersicht und Ausfertigung
Ortliche Bauvorschriften § 74 LBO Aufstellungsbeschluss am _20.07.1995  pentiiche Bekanntmachung am 1 1-08.1995
1 Einfriedungen gem. § 74 (1) 3LBO Scopingtermin am _06.08.07 - 07.09.07
Zu offentlichen Verkehrsflachen hin sind nur offene Einfriedungen bis zu einer Héhe von 1,75 zuléssig. » 21.03.1996 —— 19.04.1996
FuB- und Radwege Ausnahmsweise kann von dieser Héhenfestsetzung abgewichen werden , wenn die Einfriedung der Sicherung Frihz. Burgerbeteiligung BegdRIsE am Gflentiiang Balantimashing ' &m
von AuBenlagerflachen dient. durchgefthrtvom —22-04.1996 . 15.05.1996
/\./ Parzellengrenzen 2 Anlagen zum sammeln, verwenden und versickern von Niederschlagswasser gem. § 74 (3) Nr. 2 LBO Veranstaltung am
E:ft; |I;gzkhaltung von Niederschlagswasser kann auf dem Grundstick (ber eine extensive Dachbegrinung Offentl. Auslegung Gssshioes i . 02.02:2008 sffentliche Bekanntmachung am
' . 11.02.2008 . 14.03.2008
7446 | Flursticksnummern HSEpRae -
3 Oberflachengestaltung von Stellplatzen gem. §74 (1) Nr. 3LBO Evtl. 2. ffentl. Auslegung Besch ST "
JeiT ; v . eschluss am entliche anntmachung am
Stellplatze sind in wasserdurchlassigen Belagen anzulegen (Rasenpflaster, Schotterrasen o. &.). (bzw. eingeschrinktes Vierfahren)
durchgefuhrt vom bis
Nutzungsschablone 4 Zufahrten gem. §74 (1) Nr. 3 LBO . 22.12.2008
Im Bereich der Oberlohnstrasse sind Ein- und Ausfahrten zur ErschlieBung der Grundstlcke nicht zulassig. Beteiligung Tréger &ffentlicher Belange am Benachrichtg. Uber 6ff. Ausl. am et
Art der Hbéhe der |
:’E‘;“’he“ ia"l'"che" Die Zufahrtsbreiten zu den Grundsttcken durfen maximal 7.00 m betragen. Pro Grundstiick ist nur eine Zufahrt ' Bonaciyicin; b, avila. Sk
ung nlage zulassig. - _- 18.12.2008 SairoEbesehiuss am _18.12.2008
Grundfildchen-
zahl Ausnahmsweise kénnen, wenn betriebsorganisatorische Griinde es erfordern, zwei Zufahrten pro Grundsttck
zugelassen werden, ) | 08
. 1
) Dachform
Bauweise Dachneigung '
Werner, Burge‘f'rneister
Genehmigungsantrag am Erlass des Regierungsprésidiums am
Inkrafttreten des Bebauungsplans durch &ffentliche Bekanntmachung am w



Mrochen
Polygon

Mrochen
Textfeld
Der Bereich GE8 wurde am 19.07.2011 vom VGH BW als unwirksam erklärt!


Teil B Textliche Festsetzungen

Erganzend zur Planzeichnung wird festgeselzl:

l.Planungsrechtliche Festsetzungen

1
1.1

1.2

1.3

Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) BauGB
Ausschluss gem. § 1(5) u. (6) BauNVO
In den Gewerbegebieten sind folgende Nutzungen ausgeschlosser:

Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbe- und Handelsbetriebe mit
Verkaufsfidchen fiir den Verkauf von Waren an Endverbraucher sowie Kfz-
Handel.

Verkaufsflache im Sinne dieser Bebauungsplanfestsetzungen sind sémtliche dem
Kunden zugangliche Flachen eines Einzelhandelshetriebes (einschlielich der
Ausstellungsflidchen, AuBenflachen, Schaufensterflachen) mit Ausnahme der fir
den Kunden vorgesehenen Sozialrdume.

Tankstellen

Vergniigungsstatten und Eros-Center. , .

Eros- Center im Sinne dieser Bebauungsplanfestsetzungen sind Bordelle,
Dirnenunterkiinfte, bordellartig betriebene Massagesalons u.a. Etablissements.
Einrichtung weiterer Schrottlagerplatze und Lagerplétze mit Ausnahme von
Verkehrshéfen zum Umschlag von Gutern. '

Ausschluss gem. §1 (5) u. (9) BauNVO

Ausnahmsweise konnen Verkaufsflachen zugelassen werden, die auf dem
Grundstlick mit einem Produktions- und Handwerksbetrieb verbunden sind, um
ausschlieBlich dort hergestellte oder weiter zu verarbeitende Produkte zu
verduRRern, wenn die Verkaufsflache im Verhaltnis zur sonstigen Betriebsflache
untergeordnet ist; diese Ausnahme gilt nicht fiir Betriebe des o

_ Ernéhrungshandwerks.

In den eingeschrénkten Gewerbegebieten GEe 1, 2, 3, 5 und 7 sind wesentlich
stérende Gewerbebetriebe und Anlagen im Sinne von §6 BauNVO unzul&ssig.

-

MaR der baulichen Nutzung gem. § 16 BauNVO; § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB

Die Gebdudehthe darf durch untergeordnete technische Aufbauten bis zu 3.00 m
tiberschritten werden. Die Grundflache dieser technischen Aufbauten darf 10%
der Dachflache nicht (tberschreiten.

Die im Plan festgesetzten zu begrithenden Fl&chen zéhlen mit zur
Gewerbegebietsfliche. Diese Flachen dirfen firr die Ermittiung der
Grundflachenzahl herangezogen werden.

Gemal § 19 (4) BauNVO sind Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen und ihre
Zufahrten sowie Anfagen, durch die das Grundstlick lediglich unterbaut wird, auf
die GRZ mit anzurechnen. Die festgesetzte GRZ von 0,8 darf durch diese
Anlagen nicht Giberschritten werden.




21

3.1

Bezugspunkt fiir das HéhenmaR von baulichen Anlagen und Geb&uden

Die Hohe baulicher Anlagen wird in Meter gemessen von der Oberkante der
angrenzenden &ffentlichen Fldche im Mitel gemessen bis zum Schnittpunkt der
AuBenwand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand.

Uberbaubare Grundstiicksfliche gem. § 23 BauNvO

Ausschluss von Nutzungen auf den nicht Uberbaubaren Grundstticksflichen gem.
§ 23 (5) BauNVvO '

Auf den nicht (iberbaubaren Grundstiicksfl4chen sind im Bereich des
festgesetzten Grlinstreifens Nebenanlagen, Garagen, Stellplitze sowie Arbeits-
und Lagerftdchen ausgeschlossen. Hier sind ledigiich Zu- und Ausfahrten in der
festgelegten Breite und Anzahl zuldssig. Entlang der Max-Stromeyer-Strale ist
die Nutzung der auRerhalb des Baufensters liegenden Flachen fur Lagerzwecke
hicht zuldssig. ‘ '

Ausnahmsweise sind Werbeanlagen auch auRerhalb der Uberbaubaren Flachen,
nicht aber in den festgesetzten Pflanzstreifen zulassig.

Bauweise gem. § 22 (4) BauNVvO
Die Bauweise ist als abweichende Bauwsise festgesetzt; zuldssig ist ein
Gebéude in der offenen Bauweise mit Langen auch gréfier 50 m.

Fldchen fir Versorgungsanlagen gem. § 9 (1) 12 BauGB und

§ 14 Abs.2 BauNVvO

Soweit keine Festsetzungen getroffen sind, sind die erfordertichen
Umspannstationen auf den privaten Grundstiicken in Abstimmung mit den

Stadtwerken unterzubringen.

| Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu-belastende Flichen

gem. § 9(1) 21 und 6 BauGB
- zU Lasten Flst. 8281/23; zu Gunsten der Flst. 8281/ 5 und 8281/24

Griinordnung | _ .
Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strduchern gem. § 9 (1) 25a BauGB

Pflanzstreifen an den Seiten- und Riickfronten der Grundstiicke/Gebsude
Anpflanzen von Baumen und Strauchern als geschlossenes Sichtschutzgehdiz,

Pflanzstreifen an der Vorderfront der Grundstlicke/Gebiude
(Reprasentahonsgrun)

- Anpflanzen von Baumen und Striuchern. Es ist pro 150 m2 1 Baum 1. Ordnung

zu pflanzen. -




7.2

Sonstige grunordnerische Festsetzungen gem. § 9 (1), 25a, § 9(4) BauGB i.V. mit

§ 73LBO
n den Gewerbegebieten sind die nicht Giberbauten Flachen soweit sie nicht als

Arbeits- und Lagerflédchen erforderlich sind, als Griinflachen anzulegen und zu
pflegen. Jedem Baugesuch ist ein Freiflachengestaltungsplan gemal LBO VWO §
4 beizulegen '

FUr jeder 5. Stellplatz innerhalb eines Baugrundstuck ist ein hochstammlger

" Laubbaum 1. Ordnung zu pflanzen.

Il.Nachrichtliche Ubernahmen

Da mdglicherweise mit weiteren arch&ologischen Bodenfunden gerechnet werden muss,
ist der Beginn von Erdarbeiten mind. 14 Tage vor Baubeginn dem Kreisarchiologen
mitzuteilen. Geman § 20 Denkmalschutzgesetz sind etwaige Funde ( Scherben,
Knochen, Mauerreste. Metaligegenstande, Graber, auffallige Bodenverfarbungen)
umgehend dem Kreisarché@ologen oder dem Regierungsprasidium Freiburg, Ref. 25
Denkmalpflege zu melden und bis zur sachgerechten Dokumentation und Ausgrabung
im Boden zu lassen. _

Die Flurstiicke 8281, 8281/3 und 8282 umfassen das Bodendenkmal Elberfeld gem. § 2

DSchG.

lll. Hinweise

Untergeordnete Verkaufsildche

Die Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine untergeordnete Verkaufsfidche
nicht gréler als 100 m?, bzw. bei kleineren Flachen nicht mehr als 15 % der
genehmigten Gescholfldche ausmachen kann.

Bauen im Erdbebenzone -II

Das Planungsgebiet befindet sich in der seismographischen Zone Il. Je nach
Gebaudekonstruktion ist der statische Nachweis der Erdbebensicherheit zu
erbringen. Fiir Entwurf und Konstruktion gelten die Regeln fur das Bauen in
Erdbebenzonen.

Artenschutz

Im Rahmen des Einzelbauvorhabens ist eine Uberpr[lfun.g auf das Vorkommen
streng geschiitzter Arten im Sinne der §19 und §42 BNatSchG durchzufilhren.

Altlasten




-

Im in der Planzeichnung dargestellten Bereich ist bei Tiefbauarbeiten mit
entsorgungsrelevantem Aushubmaterial zu rechnen, daher sind dort
Tiefbaumafnahmen mit der Fachbehorde des LRA Konstanz abzustimmen.

Baumstandorte

Die Standorte der anzupflanzenden Bdume und ggf. erforderliche Mallinahmen
zum Schutz der Versorgungsleitungen sind mit Stadtwerken Konstanz
abzustimmen. . ‘

Fléchen unterhalb der Briicke

Die Fléchen unterhalb der Briicke kénnen im Einvernehmen mit dem
- Regierungsprasidium Freiburg, Ref. 15 fiir private Parkierungsanlagen genutzt
werden. Entsprechende Vereinbarungen sind ggf. zu treffen.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt:

Konstanz, den 0l .T-I]E.'Z'. 1008
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‘ Criginal wird bestagt. 74
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Teil C Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Ortliche Bauvorschriften § 74 LBO

1.

Einfriedungen gem. § 74 (1) 3 LBO

Zu offentlichen Verkehrsflachen hin sind nur offene Emfnedungen bis zu einer
Héhe von 1,75 zulagsig. Ausnahmsweise kann von dieser Hohenfestsetzung
abgewichen werden , wenn die Einfriedung der Sicherung von Aulienlagerflachen
dient.

Anlagen zum sammeln, verwenden und versickern von Niederschlagswasser

gem. § 74 (3) Nr. 2 LBO
Die Riickhaltung von Niederschlagswasser kann auf dem Grundstiick tiber eine
extensive Dachbegriinung erfolgen. '

Oberflichengestaltung von Steliplitzen gem. §74 (1) Nr. 3 LBO
Stellplatze sind in wasserdurchlassigen Beldgen anzulegen (Rasenpflaster,
Schotterrasen o. 4.). '

Zufahrten gem. §74 (1) Nr. 3 LBO
Im Bereich der Oberlohnstrasse sind Ein- und Ausfahrten zur Erschltefsung der
Grundstiicke nicht zuléssig.

Die Zufahrtsbreiten zu den Grundstlicken diirffen maximal 7.00 m betragen.’Pro
Grundstlick ist nur eine Zufahrt zuléssig.

Ausnahmsweise kénnen, wenn betriebsorganisatorische Griinde es erfordern,
zwei Zufahrten pro Grundstiick zugelassen werden.

Die Satzung wird hiermit ausgefert[gt

Birgermeister
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Anlass und Ziele der Planung

Am 20. Juli 1995 hat der Gemeinderat der Stadt Konstanz den Aufstellungsbeschluss
zum Bebauungsplan Oberlohn Nord, Teil A gefasst. Die mal3gebenden Ziele des Be-
bauungsplanes stitzen sich auf das Leitbild der kompakten Stadt. Im Vordergrund
steht die Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf die Kernstadt mit ihren Zentren un-
ter verstarkter Inanspruchnahme der Innenentwicklungspotentiale. Arbeitsstatten-
schwerpunkte und Infrastruktureinrichtungen mit grof3em Einzugsbereich sollen ent-
lang der intensiv getakteten OV-Haltestellen konzentriert werden. Dadurch wird neben
einer attraktiven OV-Anbindung dieser Gebiete auch eine Starkung des 6ffentlichen
Verkehrs erzielt. Zugleich bilden die Einzugsbereiche dieser OV-Haltestellen die zu-
kunftigen Verdichtungsstandorte. Durch die Ausweisung von héheren Dichten kann ei-
ne Verringerung der Flacheninanspruchnahme erzielt werden, was die Grundvoraus-
setzung fur nachhaltige Siedlungsformen darstellt. Die Gewdahrleistung einer hohen
stadtebaulichen Qualitét trotz hoher Dichten wird dabei durch den Erhalt von Grinfla-
chen sichergestellt. Auf Grundlage des Leitbildes wurden fiir den Bebauungsplan fol-
gende Ziele formuliert:

Stadtebauliche Aufwertung und Neuordnung am Haltepunkt Firstenberg mit
Ziel einer starkeren Verdichtung

Sicherung von Gewerbeflachen fir das verarbeitende- und Dienstleistungsge-
werbe sowie Starkung der integrierten Versorgungslagen der Stadt Konstanz
Optimierung der Ful3- und Radwege

Sicherung einer Grunvernetzung und Standortsicherung fur einen Spiel- und
Bolzplatz

Planungsgebiet

Zur Sicherung der Planungsziele erstreckt sich das Planungsgebiet tiber den Bereich
zwischen Bahnlinie Konstanz-Offenburg und Max-Stromeyer-Strasse, welcher im Wes-
ten durch den Weg mit Flursttick-Nr. 8281/6 und im Osten tber die Konrad-Zuse-
Strasse begrenzt wird. Es umfasst ca. 12,2 ha. An den Bebauungsplan grenzen fol-
gende rechtsverbindliche Bebauungsplane an:

Im Osten
.BP Weiherhof Nord-West" mit Festsetzung Gewerbegebiet

Im Siden
BP ,Weiherhof West" mit Festsetzung Industriegebiet
BP , Oberlohn Std" einschlief3lich der Anderungen 1-4 mit Festsetzung Gewer-
begebiet

Im Westen
,BP Oberlohn Nord, Teil B* mit Festsetzung eingeschranktes Gewerbegebiet

Im Norden nérdlich der Bahnlinie
BP ,Winkel, 2. Anderung“ mit Festsetzung reines Wohngebiet
BP ,Elberfeld, Teil B* mit Festsetzung allgemeines Wohngebiet und Mischge-
biet
BP ,Elberfeld, Teil A" einschlief3lich 1. Anderung mit Festsetzung eingeschrénk-
tes Gewerbegebiet
BP ,Biicklestrasse Sud“ mit Festsetzung Gewerbegebiet
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Der rechtskraftige Bebauungsplan BP ,,Oberlohn Nord, Strasse E* mit Festsetzung der
Verkehrsflache wird von dem neuen Bebauungsplan teilweise tberlagert und wird mit
Rechtskraft des Bebauungsplanes ,,Oberlohn Nord, Teil A“ vollinhaltlich ersetzt.

Ubergeordnete Planungen
Landesentwicklungsplan / Regionalplan

Die Stadt Konstanz ist im Landesentwicklungsplan 2002 als Oberzentrum ausgewie-
sen. Als Oberzentrum hat sie die Aufgabe die umliegende Region mit hoch qualifizier-
ten und spezialisierten Einrichtungen und Arbeitsplatzen zu versorgen. Nach dem Re-
gionalplan 2000 soll dieser Ausbau in der Weise erfolgen, dass die Stadt Konstanz
auch als kultureller Mittelpunkt und als Stéatte geistigen Leistungsaustausches im Bo-
denseeraum steigende Bedeutung gewinnt. Ferner sind nach diesen Ubergeordneten
Planungen die Erhaltung der zentralen Versorgungskerne zu sichern.

Mit dem Bebauungsplan wird die planungsrechtliche Grundlage zur Umsetzung dieser
Ziele geschaffen.

Flachennutzungsplan / Landschaftsplan / Planfeststellung

Der Flachennutzungsplan rechtswirksam seit dem 21.09.2000 stellt fiir das Planungs-
gebiet gewerbliche Bauflache dar. Die Fortschreibung zum Landschaftsplan empfiehlt
den Ausbau einer Grinverbindung mit einem Ful3- und Radweg entlang der Eisen-
bahnlinie Konstanz-Offenburg.

Im Planungsgebiet bildet die planfestgestellte Oberlohnstrasse, die in Form einer
8.00 m hohen Briicke gefiihrt wird, eine Zasur. Diese Strasse wurde im Rahmen der
Netzerganzungen zur Planung B33 neu realisiert.

Der Bebauungsplan ist aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.

Zentrenkonzept, Konzept zur Sicherung von Gewerbestandorten

Der Gemeinderat der Stadt Konstanz hat am 21.10.1999 das Zentrenkonzept und das
Konzept zur Sicherung von Gewerbestandorten verabschiedet. Das Zentrenkonzept
wurde mit Beschluss des Gemeinderates vom 27.07.2006 in Teilen fortgeschrieben.
Zielsetzung des Zentrenkonzeptes ist die Erhaltung und der Ausbau der zentralen und
integrierten Versorgungslagen der Stadt Konstanz, Zielsetzung des Konzeptes zur Si-
cherung von Gewerbeflachen ist die Vorhaltung von Gewerbestandorten fiir das verar-
beitende- und Dienstleistungsgewerbe (siehe Anhang).

Zur Starkung der integrierten Versorgungslagen hat die Stadt Konstanz in den dezen-
tralen Gewerbegebieten den Einzelhandel in einem Teilbereich auf nicht innenstadtre-
levante Sortimente beschrankt, zur Sicherung von Gewerbestandorten fiir das woh-
nungsunvertragliche Gewerbe ist der Einzelhandel in den librigen dezentral gelegenen
Gewerbegebieten ganz ausgeschlossen.

Mit dem Bebauungsplan wird die planungsrechtliche Grundlage zur Umsetzung dieser
Ziele geschaffen.

Bestandsanalyse
Stadtbild und Nutzung

Das Planungsgebiet ist angebunden an die Max-Stromeyer-Strasse. Die innere Er-
schlieBung erfolgt Uber drei Stichstral3en. Die bestehenden Schienenwege sind zum
Teil bereits ausgebaut und haben keinen Anschluss mehr.
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Das Gebiet ist bereits heute Uberwiegend bebaut, lediglich zwei Flurstiicke (8281,
8281/19) sind noch nicht bebaut und bilden Baullicken mit ca. 1 ha. Das Gebiet wird
gewerblich genutzt. Hier haben sich eine groRere Softwareentwicklungsfirma, Grol3-
handelsbetriebe fir Holz- und Baustoffe sowie fiir Rohstoffwiederverwertung mit um-
fangreichen Lagerflachen, eine Speditionsfirma wie auch kleinere Handwerksbetriebe
angesiedelt.

Ostlich angrenzend bestimmen die zeilenférmig angeordneten sieben bis zehnge-
schossigen, hohen Birogebaude des Businesspark Konstanz das stadtebauliche Er-
scheinungsbild und wirken stadtgestalterisch aufwertend. Die tbrigen Firmengebé&ude
gestalten sich deutlich niedriger (Traufhdhen zwischen 3.00 - 12.50 m ) in einer offe-
nen Bauweise. Die Geschossflachenzahlen liegen zwischen 0,15 - 0,8. Diese niedrigen
Dichten verdeutlichen den Bedarf zur Nachverdichtung. Die Grundstticke sind in der
Regel durch umfangreiche Lagerflachen bis zu 100% versiegelt. Dadurch fehlt es an
stadtgestalterischen wertvollen Griinbestanden.

Im Planungsgebiet haben sich vielfach sehr arbeitsplatzextensive Betriebe (10 Ar-
beitsplatze pro Hektar) angesiedelt. Angesichts der unmittelbaren Lage am OPNV-
Haltepunkt Fiurstenberg bedarf es langerfristig der Umstrukturierung dieser extensiv
genutzten Gewerbegebiete.

Zwischen der Bahnlinie Konstanz-Offenburg und der Max-Stromeyer-Strasse 6stlich
des Businesspark Konstanz bestimmen groRe zusammenhangende Brachflachen
durchsetzt mit Einzelbaumen, Baumgruppen und Hecken das Erscheinungsbild des
Gebietes.

Kultur und Sachguter

Im Bereich Elberfeld, Oberlohn existiert ein steinzeitlicher Siedlungsplatz. Im Gewann
Elberfeld wurde ein Fund aus der Mittelsteinzeit gemacht. Daher ist bei weiteren Bau-
maflinahmen mit Funden von kulturhistorischen Sachgutern zu rechnen.

Altlasten

Westlich der Oberlohnstral3e war ehemals ein Schrottverwertungsbetrieb angesiedelt.
Gutachten haben bestatigt, dass Untergrundverunreinigungen vorhanden sind, wie
z.B. Mineraldle, Schwermetalle, polychlorierte Biphenyle. (Gutachten Nr. 110-39 vom
3.4.1989 von: Dr. Jungbauer und Partner). Im Rahmen einer Betriebserweiterung des
hier anséssigen Verwertungshofes im Jahre 1994 wurde ein auf das Streifenfunda-
ment begrenzter Aushub der Untergrundverunreinigung auf Fl. St. 8282/15 durchge-
fuhrt. Eine vollstandige Untergrundsanierung fand nicht statt. Fir die Betriebserweite-
rung des nordlich davon ansassigen Verwertungshofes (Fl.-.St. 8282/132) wurde eine
weitere Untergrundsanierung im Jahr 2006 durchgefiihrt (Orientierende technische Er-
kundung ehemaliges Gelande der Fa. Berg ndrdlich der Max-Stromeyer-Strasse, Flur-
stuck 8282/132 von 2006, Biosystem). Ebenso wurde im Zuge von Kanalbauarbeiten
in der Wolfgang-Spenglerstrasse belastetes Untergrundmaterial entsorgt. Im gesam-
ten Umfeld ist jedoch bei Tiefbauarbeiten mit weiteren Untergrundbelastungen zu
rechnen.

Die Flachen wurden mit dem Handlungsbedarf B bewertet und werden im Boden-
schutzkataster des Landkreises gefuhrt. Durch die Bodenkontaminationen gehen keine
Gefahrdungen fur die Schutzgiter (Mensch, Grundwasser u.a.) aus. Bei unverénderter
gewerblicher Nutzung und Erhaltung der weitgehenden Versiegelung besteht derzeit
kein weiterer Erkundungs- und Sanierungsbedarf.

Bei Tiefbauarbeiten ist jedoch mit entsorgungsrelevantem Aushubmaterial zu rechnen,
daher sind Tiefbaumalinahmen mit der Fachbehotrde des LRA Konstanz abzustimmen.
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Naturhaushalt

Arten- und Biotopschutz

In unmittelbarer Nahe zum Planungsgebiet nérdlich der Bahngleise, befindet sich das
schutzwirdige Gewann ,Haspel”. Im Planungsgebiet hat sich auf Brachflachen eine
vielfaltige Sukzessionsflora eingestellt. Diese Brachflachen sind aus tierékologischer
Sicht héherwertig einzustufen als aus pflanzendkologischer Sicht. Sie dienen als Nah-
rungsbiotop fir die Tierwelt.

Geschuitzte Baume im Sinne von § 1 Baumschutzsatzung sind nur in geringer Anzahl
vorhanden. Die pragenden Saulenpappeln im Osten des Gebietes sind nicht mehr ge-
schiitzt, da sie vom Zustand her nicht mehr erhaltenswert sind.

Hydrologie
Rinnenschotter sind Grundwasserspeicher. Diese sind im westlichen und 6stlichen Teil

von Oberlohn von 10 bis 20 m machtigen Deckschichten tberlagert, im mittleren Teil
sind die Deckschichten grof3er 20 m. Bedeutsame Grundwasservorkommen sind nicht
vorhanden. Oberflachenwasser ist nicht vorhanden. Die ehemals nasse Seeniederung
wurde durch gezielte Entwasserungsmalnahmen trocken gelegt. Reste dieses Ent-
wasserungssystems sind noch vorhanden.

Geologie und Boden

Im Gebiet treten tiberwiegend Ablagerungen (Grundmorénen) der Wirmeiszeit auf.
Sie befinden sich auf wirmeiszeitlicher Grundmoréne bzw. auf Ablagerungen des Bo-
densees, wobei Beckentone und Ablagerungen des Bodensees auf Beckentonen vor-
herrschen. Der natiirliche Boden hat sich zu einer Parabraunerde von geringer Entkal-
kungstiefe entwickelt. Ein erheblicher Anteil der Flache ist bereits stark in seiner Bo-
denstruktur / seinem Bodenprofil durch Abgrabungen bzw. Aufschittungen und Ver-
siegelung zerstort.

Planung
Nutzung

Art der baulichen Nutzung

Zur Sicherung der genannten Planungsziele werden die Flachen als Gewerbegebiete
festgesetzt. Um die Vertraglichkeit zu den noérdlich angrenzenden Wohngebieten her-
zustellen werden die Gewerbegebiete GEe 1,2,3,5 und 7 als eingeschréankte Gewer-
begebiete festgesetzt. In diesen Gebieten sind wesentlich stérende Gewerbebetriebe
und Anlagen im Sinne von § 6 BauNVO unzuléssig.

Durch die unmittelbare Lage am S- Bahn Haltepunkt Furstenberg ist das Gebiet durch
den OPNV sehr gut erschlossen. Aufgrund dieses besonderen ErschlieRungsvorteils
eignen sich die Flachen fir Pendler und arbeitsplatzintensive Produktions- und Dienst-
leistungsbetriebe. Einzelhandelsbetriebe einschliel3lich KFZ- Handel und Vergnii-
gungsstatten werden ausgeschlossen, da sie in Konkurrenz zur angestrebten Nutzung
stehen und diese verdréngen. Diese Zielsetzung folgt dem verabschiedeten Konzept
zur Sicherung von Gewerbestandorten. Der Inhalt dieser Planungen ist dem Anhang
zu entnehmen.

Aus betriebsorganisatorischen Griinden sind Produktions- und Handwerksbetriebe
oftmals auf den Verkauf von eigen hergestellten oder weiter zu verarbeitenden Produk-
ten angewiesen. Bei diesen Betrieben wird daher eine Ausnahme vom Einzelhan-
delsausschluss festgelegt, soweit sich die Verkaufsflache den sonstigen Betriebsfla-
chen deutlich unterordnet. Zur Sicherung der integrierten Nahversorgungslagen gilt
dieses Handwerkerprivileg nicht fir Betriebe des Erndhrungshandwerks.
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Vorhandene Betriebe, die von diesen Festsetzungen abweichen, genief3en Bestands-
schutz. Gem. § 1 (10) BauNVO" sind betriebliche Erweiterungen und Erneuerungen
allgemein zuldssig, Nutzungsanderungen, die der stadtebaulichen Zielsetzung wider-
sprechen, sind nicht zul&ssig.

Vorhandene Wohnungen geniel3en ebenfalls Bestandsschutz. Ansonsten sind Woh-
nungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und Be-

triebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet sind gem. 8 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO
ausnahmsweise zulassig.

Mal der baulichen Nutzung

Bahnhaltepunkte sind hochwertige Standorte fir das Gewerbe und sind entsprechend
zu verdichten (Zielsetzung Dichtemodell). Das Mal3 der baulichen Nutzung wird tber
die Grundflachenzahl und die maximale Geb&udehbthe festgesetzt. Fir die hier ansas-
sigen sehr extensiv genutzten Gewerbebetriebe soll ein Anreiz zur Umstrukturierung
geschaffen werden (Stapelung Gewerbe, Ansiedlung hochwertiger Dienstleistungs-
und Produktionsbetriebe).

Die Festlegung der Hohenentwicklung orientiert sich dartiber hinaus an folgenden
stadtebaulichen Zielen:

* Markante Gestaltung des Haltepunktes, so dass er rAumlich ablesbar wird.

» Stadtebauliche Einbindung des 8.00 m hohen Briickenbauwerkes, so dass es sich
raumlich unterordnet.

» Schaffung eines Uberganges zwischen den 6stlich angrenzenden hohen Gebau-
den des Businesspark Konstanz und dem westlich gelegenen niedrigeren Geb&u-
debestand.

Beidseitig der Oberlohnstrasse, im Zugangsbereich des Haltepunktes sind Gebaude-
hohen bis zu 17.50 m, im GEe 7 bis 21.00 m zul&ssig.

Im westlichen Plangebietsabschnitt sind niedrigere Gebaudehéhen festgelegt, die sich
an den im angrenzenden Bebauungsplan ,Oberlohn Nord, Teil B zulassigen Geb&u-
dehdhen mit 14.00 m orientiert.

Aus Okologischen und stadtgestalterischen Grinden (Durchgriinung) darf die festge-
legte GRZ von 0,8 durch Anlagen gem. § 19 (4) Nr. 1-3 BauNVO nicht weiter Uber-
schritten werden.

Uberbaubare Grundstiicksflache

Zur Anordnung der gewerblichen Geb&audenutzungen werden Baufenster festgelegt.
AulRerhalb der Baufenster sind mit Ausnahme des Grinstreifens gewerbliche Nutzun-
gen zulassig.

Wegen der stadtraumlichen Bedeutung, die der Max-Stromeyer-Straf3e zur Erschlie-
Rung der Gewerbegebiete zukommt, sind entlang dieser Stral3e auf3erhalb der Bau-
fenster Lagerflachen nicht zulassig.

Bauweise und Dachgestaltung

Um den Anforderungen an Gewerbebauten hinsichtlich der Geb&udegrofRe zu entspre-
chen und Gebaude mit einer Lange von mehr als 50 Meter zu ermoglichen, wird die
Bauweise als abweichende Bauweise festgesetzt.

! BauNvO Baunutzungsverordnung
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Unter Bezug auf den pragenden Bestand sind Flachdacher und flachgeneigte Décher
bis zu einer Neigung von 15°zulassig.

Verkehrsflachen

ErschlieBung
Die &ul3ere ErschlielRung des Planungsgebietes bildet die Max-Stromeyer-Strasse. Die

innere Erschlieung erfolgt Gber die Felix-Wankel-Strasse, die Konrad-Zuse-Strasse
und die Wolfgang-Spengler-Strasse. Zur Sicherung des Verkehrsflusses und der stra-
Renbegleitenden Begriinung ist im Bereich des Kreisels entlang der Oberlohnstrasse
das Ein- und Ausfahren verboten.

Zur Erganzung des innerstadtischen Wegenetzes fur FulRganger und Radfahrer sowie
der guten Zuganglichkeit zum Haltepunkt Firstenberg sind folgende MaRnahmen vor-
gesehen:

* Sicherung der Ful3- und Radwegverbindung entlang der Bahn zwischen Bahnhof
Wollmatingen und Innenstadt.

* Verlangerung des Ful3- und Radweges, der aus sudlicher Richtung von Stromey-
ersdorf entlang der Oberlohnstral3e kommt, bis zum Haltepunkt.

Weitere Malinahmen zur Aufwertung des StraflRenraumes sind eine verstéarkte Begri-
nung der inneren ErschlielRungstrassen.

Die heute im Gebiet gefuhrten Schienenwege werden nicht mehr genutzt und sind zum
Teil bereits ausgebaut oder zugeschuttet. Diese Schienenflachen werden zu Baufla-
chen bzw. Grinflachen umgewidmet.

Stellplatze
Im Bereich der Felix-Wankel-Strasse sind private Stellplatze zur Deckung des Bedarfs

an Mitarbeiter- und Kundenparkplatzen der umliegenden Gewerbebetriebe ausgewie-
sen.

Griunordnung

Gestaltung des Ortsbildes

Gewerbegebiete sind durch die sehr intensive Flacheninanspruchnahme fir Gebaude,
Lagerflachen und Stellplatze besonders sorgfaltig mit einem Verbund von Grunflachen
gestalterisch und 6kologisch aufzuwerten. Ziel ist, der dort arbeitenden Bevolkerung,
die geringe Zeit, die sie im Freien verbringen kdnnen (Wege zwischen Arbeits- und S-
Bahnhalte-Stelle sowie Aufenthalt in den Pausen) durch eine entsprechende Griinge-
staltung aufzuwerten. Auch bewirkt eine entsprechende Freiraumgestaltung eine
Imageaufwertung des gesamten Gebietes und der hier anséssigen Firmen.

Offentliches Griin

Nordlich der Max-Stromeyer-Straf3e ist in Verlangerung der Oberlohnstral3e eine Griin-
zasur geplant, in der die wichtige Ful3- und Radwegebeziehung gefihrt wird, die Stro-
meyersdorf mit dem Haltepunkt verbindet. Diese Griinzasur gliedert das Planungsge-
biet und weitet sich vor dem Haltepunkt zu einer 6ffentlichen Grinflache und einem
Spiel- und Bolzplatz auf, die als Aufenthaltsflache und fur die Jugendlichen aus den
nordlich angrenzenden Wohngebieten zum spielen und bolzen zur Verfligung steht
sowie den Eingangsbereich zum Bahnsteig stadtebaulich hervorhebt.

Zur Betonung der StrafRen und Wege, die von der Max-Stromeyer-Stral3e auf den Rad-
und FuRweg entlang der Bahn und zum S-Bahnhaltepunkt fihren, sind 6ffentliche
Grunstreifen mit hochstdmmigen Laubbaumen geplant. Diese Grunstreifen dirfen zur

8



ErschlieBung der gewerblichen Flachen tberfahren werden. Durch Anpflanzung von
hochstammigen Laubb&dumen soll der Haltepunkt einladend gestaltet und der Zugang
in die Gewerbegebiete betont werden.

Private Grunflachen

Zur Grunvernetzung und aus stadtgestalterischen Griinden sind in den Gewerbegebie-
ten entlang der 6ffentlichen StralRen und Gewerbegebietsgrenzen 3 m breite private
Grunstreifen festgesetzt, die von Stellplatzen, Arbeits- und Lagerflachen freizuhalten
sind. In diesen Grunstreifen sind Zufahrten zulassig. Um die Wirkung des Griinstrei-
fens zu erhalten, dirfen die Zufahrtsbreiten 7.00 m pro Grundsttick nicht Gberschrei-
ten. Die Grinstreifen sind zu gestalten und mit Deckgehdlzen und Baumen zu be-
pflanzen. Die nicht Giberbauten Flachen sind, soweit sie nicht als Arbeits- und Lagerfla-
chen genutzt werden, als Griinflachen anzulegen und zu pflegen.

Einfriedungen
Es sind offene Einfriedungen bis zu einer H6he von 1,75 m zulassig. Bei Errichten von

Zaunen ist ein Mindestabstand von 2 m zu den 6ffentlichen Flachen einzuhalten und
zu bepflanzen. Diese MalRnahme schafft grof3ziigigere und attraktivere StralRenrdume
fur FulRgénger- und Radfahrer. Die einengenden, zum Teil sehr hohen Industriezdune
treten dadurch in ihrem Erscheinungsbild zurick.

Gestaltung der PKW-Stellflachen

PKW-Stellflachen sind mit Baumen zu uberstellen. Jeder 5. Stellplatz ist mit einem
hochstammigen Laubbaum zu bepflanzen. Der Baumstandort ist mit einem Uberfahr-
schutz zu versehen, um die Gefahr von Stammverletzungen und Bodenverdichtungen
im Wurzelbereich mdglichst gering zu halten. Durch die Baumpflanzungen wird das
negative Erscheinungsbild von Parkplatzen gemindert und gleichzeitig das Aufheizen
der Flache wahrend der warmen Jahreszeit abgemildert.

Gestaltung der Fassaden
GroRRe Fassaden sollen aus stadtklimatischen Griinden durch eine Fassadenbegrii-
nung gegliedert werden.

MaRnahmen zur Wasserrickhaltung

Die Riickhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser ist 6kologisch sehr be-
deutsam. Die Kanalisation wird hierdurch wesentlich entlastet. Es werden daher fol-
gende MalRhahmen zur Regenriickhaltung vorgesehen:

* Herstellung einer extensiven Dachbegrinung (Empfehlung)
* Gestaltung der PKW-Stellplatze mit wasserdurchlassigen Belagen (Festset-
zung)

6 Larmschutz

Die Beurteilung der Larmbelastung im Planungsgebiet erfolgt auf Grundlage folgender
Larmgutachten:

A. Schalltechnische Untersuchung zum Neubau der Verbindunqsstrasse2

Das Gutachten geht von drei Planungsfallen aus:
1. PO Querspange ohne seenahe Trasse
2. P1 Querspange mit seenaher Trasse, Westtangente und Nordumfahrung

% Schalltechnische Untersuchung zum Neubau der VerbindungsstraRe zwischen der Wollmatinger
Stral3e / Furstenbergstral3e und der Reichenaustral3e, Ingenieurbiiro Manfred Pietsch, aktualisiert im
Juni 1995



3. P2 Querspange und seenahe Trasse

Dem Gutachten zur Folge ergibt sich der ungiinstigste Standort im Planungsgebiet fir
das Erdgeschoss des Gebaudes Max-Stromeyer-Strasse Nr. 132, Flst. Nr. 8282/7. Un-
ter Annahme des ungunstigsten Planungsfalles P2 liegen die Werte hier bei 66,3
dB(A) am Tag und 56,1 dB(A) in der Nacht. Die nach DIN 18005 vorgesehenen Orien-
tierungswerte werden nur geringfiigig tberschritten, so dass planungsrechtliche Vor-
kehrungen zum Larmschutz nicht erforderlich sind, zumal bei Endausbau im Planungs-
fall P1 die anzustrebenden Orientierungswerte unterschritten werden.

Die Verkehrsbelastung und die hiermit verbundenen Larmemissionen in der Max-
Stromeyer-Stral3e sind fir den mafigebenden Planungsfall geringer als auf der Ver-
bindungstrasse. Somit sind auch in diesem Bereich planungsrechtliche Festsetzungen
fur den Larmschutz nicht erforderlich.

B. Larmgutachten fur das Wohngebiet Elberfeld®

Im Rahmen dieses Gutachtens wurde die von dem Gewerbegebiet Oberlohn und von
der Bundesbahnlinie auf das geplante Wohngebiet Elberfeld einwirkende Schallemis-
sion untersucht.

Laut Gutachten betragt der gemessene Gesamtschallpegel (ohne Zugverkehr aber mit
Kfz-Verkehr) 63,2 dB(A) im Gewerbegebiet. Die Entfernung zwischen den Gewerbebe-
trieben und der geplanten Wohnbebauung wurde mit 160 m festgestellt. Da die Entfer-
nung der heutigen Schallquellen (Fa. Hammerle) jedoch deutlich geringer ist (ca. 65
m), kann dieses Gutachten nicht als Planungsgrundlage in betracht gezogen werden.

Da das Larmgutachten in seiner Aussage die Vertraglichkeit von Gewerbe und Woh-
nen nicht nachweist, ist ein solches einzelfallbezogen im Rahmen des Bauantrages
einzuholen.

7 Beurteilung des Bebauungsplangebietes in Bezug au  f die Ausgleichs-
pflicht (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschu tzgesetz)

Rechtliche Grundlage bildet der § 1a BauGB, der darauf hinweist, dass der Ausgleich
der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft durch geeignete Festsetzungen
als Flachen oder MalRnahmen zum Ausgleich gemal § 9 BauGB erfolgen soll. In der
Abwégung sind die Darstellung des Landschaftsplanes sowie die Vermeidung von
Eingriff und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe zu berticksichtigen. Dabei gilt
das Gebot, zuerst Eingriffe zu vermeiden bzw. zu minimieren. Dies hat Vorrang vor
Ausgleich und Ersatz. Fir nicht vermeidbare, erhebliche Eingriffe ist innerhalb einer
angemessenen Frist Ausgleich bzw. Ersatz zu schaffen.

Ein Ausgleich ist dann nicht erforderlich, wenn die Eingriffe bereits vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt sind oder zuldssig waren. (8§ 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB). Im
Planungsgebiet ist davon auszugehen, dass auch alle nicht bebauten Grundstiicke
baurechtlich zum Innenbereich gehéren und folglich Eingriffe in dem im Innenbereich
Ublichen Umfang bereits zuldssig waren. Die geplanten Festsetzungen nach

§ 8 BauNVO Uuberschreiten nicht das MalR der Umgebung. Aus diesem Grunde ist die
Durchfiihrung von AusgleichsmalRhahmen nicht notwendig.

% Larmgutachten fir das Wohngebiet Elberfeld der Stadt Konstanz, ILU Luftanalytik GmbH, 12.04.1996
10
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9.2

Artenschutz im Sinne von 8 19 und § 42 BNatSchG

Im Rahmen der Scoping-Verfahrens wurden keine Hinweise auf streng geschiitzte Ar-
ten geaufRert. Im Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen von Ein-

zelbauvorhaben eine Uberpriifung auf das Vorkommen streng geschiitzter Arten im
Sinne der 8 19 und 8§ 42 BNatSchG durchzufihren ist.

Sonstiges
9.1 Kennzahlen
ha %
Gewerbeflachen 8,3 68
GE1 2,39
GE2 1,68
GE3 1,16
GE4 0,96
GE5 0,40
GE6 0,29
GE7 0,43
GE8 0,96
Erschlielung 1,8 15
davon Verkehrsgriin 0,2 1,6
Offentliche Griinflachen 1,2 10
Flache zum Anpflanzen von 0,9 7
Baumen, Strauchern
gesamt 12,2 100
Umlegung
Eine Umlegung nach den Vorschriften des BauGB ist fur das Planungsgebiet nicht er-
forderlich.
Kosten

9.3

Im Zuge des Ausbaues der ErschlieBungsstraRen und der 6ffentlichen Griinflache ent-

stehen Kosten.

11
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1 Beschreibung der Planung
1.1 Anlass und Aufgabe der Planaufstellung

Die Stadt Konstanz fasste am 20.07.1995 den Aufstellungsbeschluss fiir den Bebauungsplan Oberlohn-
Nord Teil A im Gewerbegebiet auf. Das Gelédnde sidlich des S-Bahnhaltepunktes Elberfeld soll stadte-
baulichen neu geordnet,. aufgewertet und einer optimierten gewerblichen Nutzung zugefihrt werden.
Die frihzeitige Birgerbeteiligung fand vom 29.04 bis 15.05.1996 statt, die frihzeitige Beteiligung der
Tréger offentlicher Belang vom 25.04. — 07.06.1996.

1.2 Ziel und Inhalt der Planung

Die Flachen sollen als Gewerbegebiete gemaB § 8 BauNVO (GE 1-8) festgesetzt werden. Es werden
Nutzungsbeschrankungen und insgesamt hohe bauliche Dichten festgelegt. Diese MaBnahmen sollen
dazu beitragen, das Gebiet insgesamt aufzuwerten, eine arbeitsplatzintensive Nutzung zu férdern und

die Flachen fir das verarbeitende Gewerbe und fiir Dienstleistungsbetriebe zu sichern.

Zugunsten des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, der Lagegunst zum OPNV und hochwerti-
ger Gewerbestandorte sollen hohe bauliche Dichten wie bereits in den angrenzenden Gebieten festge-
legt werden. Das Gewerbe soll nach Méglichkeit gestapelt werden. Das MaB der Nutzung wird Uber die
Grundflachenzahl (GFZ) und die Gebaudehbhe festgelegt. Sie soll entsprechend dem Bestand im Ge-
biet bzw. in Nachbargebieten festgesetzt werden (GRZ: 0,8).Aus 6kologischen und stadtgestalterischen
Grinden (Durchgriinung) ist ein Versiegelungsgrad von maximal 80 % zulassig (GRZ 0,8). Einzurech-
nen sind die Uberbauten Flachen einschlieBlich Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten und Ne-
benanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, die dem Nutzungszweck der im Baugebiet gelegenen
Grundstiicke dienen sowie bauliche Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Bau-

grundstiick lediglich unterbaut wird.

Die Stadt Konstanz verfolgt aufgrund einer 1990 durchgefliihrten Einzelhandelsuntersuchung eine stad-
tebauliche Ordnung in der Entwicklung des Einzelhandels mit dem Ziel, die Altstadt und die Ubrigen
Versorgungslagen aus stadtebaulichen Uberlegungen heraus zu starken. Der Handel soll auBerhalb der
Zentren, insbesondere in den Gewerbegebieten und Sondergebieten, auf nicht innenstadtrelevante Sor-
timente beschrankt werden. In den vorliegenden Gewerbegebieten werden deshalb Verkaufsflachen mit
innenstadtrelevanten Sortiment (vgl. Auflistung GMA Gutachten) zum Verkauf an Endverbraucher aus-
geschlossen. Vorhandene Betriebe, die dieser Zielsetzung widersprechen genieBen Ubergreifenden
Bestandsschutz, Erweiterungen, Neuansiedlungen oder Anderungen des Branchensortimentes sind je-

doch nicht zulassig.

Im Planungsgebiet bindeln sich zahlreiche Verkehrs-, Rad-, FuB- und Schienenwege, der Entlastungs-
sammler Oberlohn wird hier gefiihrt. Diese Wegebeziehungen und die Leitungsfihrung sollen stadte-

baulich sinnvoll aufeinander abgestimmt werden.
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Durch ein geschlossenes Griinvernetzungssystem soll das Gebiet stadtgestalterisch aufgewertet und
vorhandenen Begriinungsdefiziten im Bereich vorhandener Gewerbebetriebsstandorten entgegen ge-
wirkt werden.

Auf dem Stadtgebiet Konstanz besteht der Bedarf weiter Spiel- und Bolzplatze. Im Nordwesten des
Planungsgebietes zwischen Bahnlinie — OberlohnstraBe — Hdmmerle Recycling liegt in verkehrsginsti-
ger Lage fir FuBganger und Radfahrer eine geeignete Flache. Dort soll ein Fahrradparcours und Bolz-

platz eingerichtet werden.

1.3 Planungsgebiet

Zur Sicherung der Planungsziele erstreckt sich das Planungsgebiet (iber den Bereich zwischen Bahnli-
nie Konstanz-Offenburg und Max-Stromeyer-StraBe, welcher im Westen durch den Weg mit Flurstiick-
Nr. 8281/6 und im Osten Uber die Konrad-Zuse-StraBBe begrenzt wird. Es umfasst ca. 12,2 ha. Das Ge-
biet wird durchschnitten von der OberlohnstraBe, die in Form einer 8.00 m hohen Briicke gefiihrt wird.

Diese StraBe bildet eine Netzerganzung zur B33 neu.

1.4 Grundlage der Umweltprifung

Die Novelle des BauGB (20.7.04) hat die Behandlung der umweltschiitzenden Belange in der Bauleit-
planung geéandert. Der § 2 Abs.4 verpflichtet die Gemeinden bei der Aufstellung von Bauleitplanen fir
die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a eine Umweltprifung durchzuflihren,
in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in einem Umweltbe-

richt beschrieben und bewertet werden.

Neu ist auch die Einfihrung eines Scopingverfahrens (vgl. § 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB), bei dem die Ge-

meinde unter Beteiligung der zustédndigen Fachbehdrden und Verbande den Umfang, Detaillierungs-

grad und Methode der Umweltpriifung festlegt.

Ergebnis des Scopingverfahrens

In dem Zeitraum vom 6.8.07 bis zum 7.9.07 wurde in im Rahmen einer schriftlichen Anhérung das Sco-
ping mit den zustandigen Behdérden zur Abklarung des weiteren Untersuchungsumfanges fiir die Um-
weltprifung durchgefihrt. Grundlage waren der Planungsentwurf, der nach der Frihzeitigen Birger-

beteilung erarbeitet wurde.

Wahrend des Verfahrens fand durch die Bodenschutzbehérde (LRA Konstanz) die Abgrenzung der Alt-
lastenverdachtsflache statt. Diese Abgrenzung wurde in den Bebauungsplan als Hinweis Gbernommen.
Weitere Hinweise wurden von der Kreisarchdologie beziglich steinzeitlicher Funde gegeben. Diese

Hinweise werden textlich im Bebauungsplan tbernommen.
Als weitere Grundlagen fir den Umweltbericht sind folgende Daten vorhanden bzw. werden erstellt:

e Landschaftsplan 2010
e § 32 NatSchG Biotopkartierung (ehemals § 24 a )
e Natura 2000

e Bestandserhebung vor Ort
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e Geologische Karte

e Erfassung und Bewertung des geschitzten Baumbestandes (Baumschutzsatzung der Stadt Kon-
stanz)

e Schalltechnische Untersuchung zum Neubau der VerbindungsstraBe zwischen der Wollmatinger
StraBe / FirstenbergstraBe und der ReichenaustraBe, Ingenieurbiiro Manfred Pietsch, aktualisiert
im Juni 1995

1.5 Beschreibung der Festsetzungen des Bebauungsplans

Im Bebauungsplan wird der gréBte Anteil der Flache als Gewerbegebiet sowie eingeschranktes Gewer-
begebiet festgesetzt. Dariiber hinaus wird im Osten des Gebietes eine Offentliche Griinflache mit Nut-

zung als Spiel- und Bolzplatz festgesetzt.

2 Ergebnis der Priifung anderweitiger Planungsméglichkeiten
2.1 Standortalternativen und Begriindung der Auswahl

Im Flachennutzungsplan ist diese Flache als Gewerbefldche dargestellt. Die Flachen des Gebietes sind
bereits zum gréBten Teil als Gewerbeflachen in Anspruch genommen und gut erschlossen. Eine weite-
re Uberbauung ist bereits nach § 34 BauGB zuléssig. Anlass zur Aufstellung des Bebauungsplanes war
die Sicherung der Flachen als Gewerbestandort und der Ausschluss von Einzelhandel mit innenstadtre-

levantem Sortiment. Standortalternativen flir Gewerbeflachen sind nicht vorhanden.

3 Planungsvorgaben
3.1 Fachgesetze

Umweltbericht und Griinordnungsplan basieren auf folgenden Rechtsgrundlagen

e Gesetz zur Neuordnung des Naturschutzrechtes und zur Anderung weiterer Vorschriften vom 13.
12.2005 (Gesetz zum Schutz der Natur, zur Pflege der Landschaft und Gber die Erholungsvorsorge
in der freien Landschaft (Naturschutzgesetz — NatSchG) Baden-Wirttemberg

e Wassergesetz (WG) fur Baden — Wrttemberg in der Fassung vom 20.01.2005
e Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 27.07.1957 in der Fassung vom 25.06.2005

e Gesetz zum Schutz des Bodens (BodSchG) fiir Baden — Wiirttemberg in der Fassung vom 24. April
1991, geandert durch die Verordnung vom 20. November 2001

e Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenverdanderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bun-
des— Bodenschutzgesetz) in der Fassung vom 09. 12. 2004

e Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung vom 26.09.2002, zuletzt ge&ndert durch
Art. 1G vom 25. 06. 2005

e TAL&m
e Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004

e Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.Januar 1990, geandert durch das Ge-
setz vom 22. April 1993 Landesbauordnung fir Baden — Wirttemberg, 18. Auflage vom 8. August
1995, in der Anderung vom 14. Dezember 2004

e Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP — Gesetz) in der Fassung vom 25.06.2005
e Baumschutzsatzung der Stadt Konstanz vom 11. 10.2006

e Abwassersatzung der Stadt Konstanz vom 21.10.1999
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3.2 Ubergeordnete planerische Vorgaben

Im Regionalplan Hochrhein-Bodensee ist Konstanz Oberzentrum mit Schwerpunkt fiir Dienstleistungen
sowie fur Industrie und Gewerbe innerhalb der Entwicklungsachse. Das Planungsgebiet ist im Regio-

nalplan als bestehende Siedlungsflache dargestellt.

Der Flachennutzungsplan stellt fiir das Planungsgebiet Gewerbeflache dar. Diese Flachen sollen durch
Grinverbindungen vernetzt werden. Der Landschaftsplan empfiehlt den Ausbau einer Grinverbindung
mit einem FuB- und Radweg entlang der Eisenbahnlinie, die Untergliederung der Gewerbegebiete

durch Griinzonen und eine méglichst starke Durchgriinung.

4 Priifmethoden
41 Umweltpriifung

Inhalt der Umweltprifung ist die Ermittlung der voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ge-
maB der Anlage zum BauGB. Dabei werden diejenigen Umweltauswirkungen ermittelt, die durch die

Aufstellung des Bebauungsplanes vorbereitet werden.

4.2 Umweltschiitzende Belange im BauGB 2004

Die Novelle des BauGB (20.7.04) hat die Behandlung der umweltschiitzenden Belange in der Bauleit-
planung geéandert. Der § 2 Abs.4 verpflichtet die Gemeinden bei der Aufstellung von Bauleitplanen fir
die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a eine Umweltprifung durchzufihren,
in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in einem Umweltbe-

richt beschrieben und bewertet werden.

Neu ist auch die Einfihrung eines Scopingverfahrens (vgl. § 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB), bei dem die Ge-

meinde unter Beteiligung der zustandigen Fachbehdrden und Verbande den Umfang, Detaillierungs-

grad und Methode der Umweltpriifung festlegt.

4.3 Beurteilung des Bebauungsplangebietes in Bezug auf die Ausgleichspflicht (Eingriffsre-

gelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz)

Rechtliche Grundlage bildet der § 1a BauGB, der darauf hinweist, dass der Ausgleich der zu erwarten-
den Eingriffe in Natur und Landschaft durch geeignete Festsetzungen als Flachen oder MaBnahmen
zum Ausgleich gemaB § 9 BauGB erfolgen soll. In der Abwagung sind die Darstellung des Land-
schaftsplanes sowie die Vermeidung von Eingriff und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe zu be-
ricksichtigen. Dabei gilt das Gebot, zuerst Eingriffe zu vermeiden bzw. zu minimieren. Dies hat Vorrang
vor Ausgleich und Ersatz. Fir nicht vermeidbare, erhebliche Eingriffe ist innerhalb einer angemessenen

Frist Ausgleich bzw. Ersatz zu schaffen.

Ein Ausgleich ist dann nicht erforderlich, wenn die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung
erfolgt sind oder zulassig waren. (§ 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB). Im Planungsgebiet ist davon auszuge-
hen, dass auch alle nicht bebauten Grundstiicke baurechtlich zum Innenbereich gehdren und folglich

Eingriffe in dem im Innenbereich tblichen Umfang bereits zuldssig waren. Die geplanten Festsetzungen
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nach § 8 BauNVO Uberschreiten nicht das MaB der Umgebung. Aus diesem Grunde ist die Durchfiih-

rung von AusgleichsmaBnahmen nicht notwendig.

1.1. Artenschutz im Sinne von § 19 und § 42 BNatSchG

§ 19 Abs. 3 BNatSchG regelt den Artenschutz. Eingriffe sind nicht zuzulassen oder durchzuflhren,
wenn die Beeintrachtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder
in sonstiger Weise zu kompensieren sind und die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge bei der Abwagung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Belangen im Range vor-
gehen. Werden als Folge des Eingriffs Biotope zerstért, die fir dort wild lebende Tiere und wild wach-
sende Pflanzen der streng geschiitzten Arten im Sinne von § 10 Abs. 2 Nr. 11 BNatSchG nicht ersetz-
bar sind, ist der Eingriff nur zuldssig, wenn er aus zwingenden Grinden des Uberwiegenden o&ffentli-

chen Interesses gerechtfertigt ist.

Es handelt sich um Arten, die im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97 (EG-
Artenschutzverordnung), im Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) und in der Bundesar-
tenschutzverordnung Anlage 1, Spalte 3, aufgeflhrt sind.

Dartber hinaus sind die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnde nach § 42 BNatSchG, die durch
das Vorhaben erflillt werden kénnten, zu ermitteln. Es ist zu Uberprifen, ob Verbotstatbestande erflllt

werden, die Voraussetzungen sind fiir eine Befreiung von den Verboten gem. § 62 BNatSchG.

4.4 Ergebnis Scopingverfahren

Es wurden zwei Altstandorte neu in das Bodenschutz- und Altlastenkataster aufgenommen und mit dem
Handlungsbedarf B bewertet. Bei unveranderter gewerblicher Nutzung und Erhalt der weitgehenden
Versiegelung besteht kein Bedarf der Bodensanierung. Jedoch kann bei TiefbaumaBnahmen entsor-
gungsrelevantes Material anfallen. Daher sind in diesen Bereichen Tiefbauarbeiten fachtechnisch zu

begleiten.

Seitens der Kreisarchéologie wurde auf mdégliche jung- und mittelsteinzeitliche Funde im ehemaligen

Bereich Elberfeld hingewiesen.

Im Rahmen des Scopingverfahrens ergaben sie keine Hinweise auf streng geschitzte Arten im Sinne
von § 19 und § 42 BNatSchG.

5 Vorlaufige Wirkungsabschéatzung
5.1 Wirkungsfaktoren
Die Prifung erfolgt auf der Grundlage der in Kap. 1.2 genannten Planungsinhalte

e Forderung einer arbeitsplatzintensiven Nutzung in standortgiinstiger Lage (OPNV-Anbindung) —
Reduzierung MIV
e Erzielung hoher baulicher Dichten im Interesse eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden

e Ausschluss von innenstadtrelevantem Sortimenten zur Starkung der Alistand und der Zentren
(Vermeidung von MIV)

e Schaffung eines Griinvernetzungssystems zur stadtgestalterischen und 6kologischen Aufwertung
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e Errichten eines Spiel- und Bolzplatzes
5.2 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Informatio-

nen

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Informationen traten nicht auf.

6 Beschreibung der Wirkfaktoren der Planung
6.1 Umfang des Vorhabens und Angaben zum Bedarf an Flache
6.1.1 Flachenbilanzierung Versiegelung

Der Bebauungsplan Oberlohn-Nord umfasst ca. 12,2 ha. Die Flachenbilanzierung der Planung ist in fol-

gender Tabelle dargestellt:

Bestand Planung
Versiegelte Flachen:
Gebéaudeflachen / Gewerbeflache 2,52 ha 8,24 ha
Verkehrsflache, Wege 1,22 ha 1,6 ha
Sonst. versiegelte Freiflachen 4,25 ha
Wassergebundene Flchen
Gleiskorper 0,37 ha
Wassergebundene Stellplatze 0,42 ha
Sonstige unversiegelte Flachen 0,19 ha
| Vegetationsflachen 3,21 ha 2,4 ha
12,2 ha 12,2 ha

6.1.2 Baubedingte Wirkfaktoren (zeitlich begrenzt)
Mégliche baubedingte Wirkfaktoren ergeben sich aus der Bautatigkeit, wie z. B.

e Umgang mit Oberboden bei Verlagerung

e Bodenverdichtung durch Befahren mit Baumaschinen

e UnsachgemaBer Umgang mit belastetem Bodenmaterial

e Stoffeintrdge durch unsachgemaBen Umgang z. B. mit Treibstoffen
e lLagerung von Baumaterialien, Baustelleneinrichtung

e Staub- und Larmemissionen wahrend des Baubetriebes

Baubedingte Wirkungen kénnen durch einen sachgerechten Umgang mit Stoffen sowie unter Beach-

tung der Umweltschutzauflagen vermindert werden.
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6.1.3 Anlagebedingte Wirkfaktoren

Die dauerhafte Versiegelung durch Gebdude und StraBen ist der zentrale anlagebedingte Wirkfaktor.

Der Boden wird in seinen Funktionen als Wasserspeicher und Pflanzenstandort nachhaltig verandert.
6.1.4 Betriebsbedingte Wirkfaktoren

Mit zusatzlichen Larm- und Schadstoffemissionen ist nur in geringem Umfang zu rechnen. Eine Vorbe-

lastung durch Gewerbebetriebe sowie die Bahn ist bereits vorhanden.

Einem schalltechnischen Gutachten' zum Neubau der VerbindungsstraBe zur Folge ergibt sich der un-
glnstigste Standort im Planungsgebiet fiir das Erdgeschoss des Gebdudes Max-Stromeyer-Strasse Nr.
132, FIst. Nr. 8282/7. Unter Annahme des unginstigsten Planungsfalles (Verzicht auf Westtangente
und Nordumfahrung) liegen die Werte hier bei 66,3 dB(A) am Tag und 56,1 dB(A) in der Nacht. Die
nach DIN 18005 vorgesehenen Orientierungswerte werden nur geringfigig Uberschritten, so dass pla-
nungsrechtliche Vorkehrungen zum L&rmschutz nicht erforderlich sind, zumal bei Endausbau im Pla-
nungsfall mit Ausbau Westtangente und Nordumfahrung die anzustrebenden Orientierungswerte unter-

schritten werden.

Im Rahmen des Larmgutachtens flir das Wohngebiet Elberfleld wurde die von dem Gewerbegebiet O-
berlohn und von der Bundesbahnlinie auf das geplante Wohngebiet Elberfeld einwirkende Schallemis-

sion untersucht.

Laut Gutachten betragt der gemessene Gesamtschallpegel (ohne Zugverkehr aber mit Kfz-Verkehr)
63,2 dB(A) im Gewerbegebiet. Die Entfernung zwischen den Gewerbebetrieben und der geplanten
Wohnbebauung wurde mit 160 m festgestellt. Da die Entfernung der heutigen Schallquellen (Fa. H&m-
merle) jedoch deutlich geringer ist (ca. 65 m), kann dieses Gutachten nicht als Planungsgrundlage in

betracht gezogen werden.

Da das Larmgutachten in seiner Aussage die Vertraglichkeit von Gewerbe und Wohnen nicht nach-

weist, ist ein solches einzelfallbezogen im Rahmen des Bauantrages einzuholen.

Der geplante Bau des Spiel- und Bolzplatzes kann jedoch aufgrund der Vorbelastungen durch Verkehr

und Gewerbelarm als vertraglich eingestuft werden.
7 Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognose der Umweltauswirkungen

71 Schutzgut Mensch

Im Plangebiet sind keine Wohnbauflachen vorhanden. Vereinzelt sind dem Gewerbe zugeordnete Be-

triebswohnungen vorhanden.

Umweltbeeintrachtigungen, die sich auf die Gesundheit des Menschen auswirken, wie Larm- und

Schadstoffimmissionen, die Uber das zulassige MaB eines Gewerbegebietes hinaus gehen, liegen nicht

! Schalltechnische Untersuchung zum Neubau der VerbindungsstraBe zwischen der Wollmatinger Stra-
Be / FirstenbergstraBe und der ReichenaustraBe, Ingenieurbliro Manfred Pietsch, aktualisiert im Juni
1995
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vor. Fir die Erweiterung des Betriebsgeldndes der Fa. Hammerle Recycling wurde ein Larmgutachten
erstellt. Im Baugenehmigungsverfahren zum geplanten Spiel- und Bolzplatz wurde die Zulassigkeit des
Spiel- und Bolzplatzes auch im Hinblick auf mégliche Larmemissionen gepriift. Die Prifung hat erge-
ben, dass aufgrund der hohen Vorbelastung (Gewerbegebiet, Schienenverkehr) diese Nutzung an dem

geplanten Standort zuldssig ist und zu keiner unzumutbaren Larmbelastigung fihrt.
7.1.1 Prognose liber die Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Die Errichtung von Einzelhandelsbetrieben kann nicht verhindert werden und somit wird der motorisierte
Individualverkehr (MIV) zunehmen, wodurch mit einer weiteren Larm- und Schadstoffzunahme durch
den MIV zu rechnen ist. Eine umfeldaufwertende Griingestaltung ist nur auf 6éffentlichen Grundstiicks-

flachen und in geringem Umfang auf den Pflanzstreifen der privaten Grundsticksflachen méglich.
7.1.2 Prognose liber die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchfiihrung der Planung

Durch ein geschlossenes Grinvernetzungssystem wird das Gebiet stadtgestalterisch aufgewertet und
vorhandene Begrinungsdefizite werden ausgeglichen. Ein ziigiger Ausbau des Spiel- und Bolzplatzes
aufgrund der Bodenordnung wird méglich. Vermeidung von zusétzlichen PKW-Verkehr durch die Nicht-

errichtung von Einzelhandelsbetrieben ist gewéhrleistet.

7.2 Schutzgut Tiere, Pflanzen, Biotope

Gebiete von Gemeinschaftlicher Bedeutung (Gebiete der FLORA-FAUNA-HABITAT-RICHTLINIE der EU) und
EUROPAISCHE VOGELSCHUTZGEBIETE sind im Plangebiet und Umgebung nicht vorhanden. Das Plange-
biet liegt auBerhalb von Natur- und Landschaftsschutzgebieten. Biotope im Sinne § 32 Naturschutzge-

setz sind im Gebiet nicht vorhanden.

Nordlich der Bahnlinie auBerhalb des eigentlichen Planungsgebietes befindet sich das Gebiet Haspel,
welches einen wertvollen Lebensraum fir Végel, Kleinsduger und Insekten darstellt. Es ist zur Auswei-

sung als Flachenhaftes Naturdenkmal beantragt.

Im Planungsgebiet hat sich im nérdlichen Bereich bahnparallel ein schiutzenswertes Heckenbiotop ent-
wickelt. In Randzonen auf vereinzelten Brachen hat sich eine vielféltige Sukzessionsflora bzw. Wiesen-
arten eingestellt. Diese Flachen sind aus tierékologischer Sicht vermutlich hdherwertig einzustufen als
aus pflanzendkologischer Sicht. Eine zusammenh&ngende unbebaute Grundsticksflache von ca.

9000 m2 ist dem Biotoptyp Ruderralflora mit Tendenz zur Verndssung zuzuordnen.

Geschiitzte Bdume im Sinne von § 1 Baumschutzsatzung sind nur von geringer Anzahl auf den privaten
Grundstlicksflachen vorhanden. Die pragenden Saulenpappeln im Osten des Gebietes sind teilweise in

sehr schlechtem Zustand und mussten auf Antrag von der Baumschutzsatzung befreit werden.
Geschitzte Tiere wurden im Rahmen der Bestandskartierung nicht beobachtet.

7.2.1 Ausgleichsflichen gemaB Planfeststellungsbeschluss vom 10.12.1996 und deren Ersatz
(genehmigt am 9.2.2006)

In den dargestellten Flachen des Planfeststellungsbeschlusses vom 10.12.1996 zum Neubau der Ver-

bindungsstraBe zwischen der Wollmatinger Str. /FirstenbergstraBe und der ReichenaustraBe (,Elber-

10
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feldspange*) sind AusgleichsmaBnahmen im Sinne des § 8a NatSchG nachrichtlich Gbernommen. Eine
weitere AusgleichsmalBe, die auf der Ostlichen Flache der Fa. Hammerle geplant war, konnte nicht
durchgefiihrt werden. Auf der Grundlage einer erneuten Bilanzierung wurde eine alternative gleichwer-
tige KompensationsmaBnahme an der Mainauallee durchgefiihrt. Das RP Freiburg hat auf eine Plan-

feststellungsanderung verzichtet und der MaBnahme zugestimmt.
7.2.2 Prognose liber die Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Auf den privaten Flachen ist die Durchfiihrung von BegriinungsmaBnahmen erschwert. Ansonsten sind
mit keinen Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen zu rechnen. Die Ruderalflache kann je-
derzeit auf der Grundlage von § 34 BauGB bebaut werden. Im Rahmen des Baugesuches ist eine U-
berprifung auf das Vorkommen streng geschitzter Arten im Sinne des § 19 und § 42 BNatSchG durch-

zufOhren.
7.2.3 Prognose lber die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchfiihrung der Planung

Durch eine optimale Ausnutzung von Grund- und Boden kann eine weitere Inanspruchnahme von Fla-
che auBerhalb des heutigen Siedlungsrandes vermieden werden, wodurch der Griinbestand in Sied-
lungsrandlage gesichert wird. Jedoch ist aus 6kologischen und stadtgestalterischen Griinden (Durch-
grinung) ein Versiegelungsgrad von maximal 80 % zuldssig (GRZ 0,8). Die Anpflanzung von 42 Stra-
Benbaumen fihrt zur Aufwertung im Gebiet und ist gleichzeitig Ersatz fiir die prdgenden Saulenpappel-
reihen parallel der aufgelassenen Bahngleise.

7.3 Schutzgut Boden / Geologie

Im Gebiet treten Gberwiegend Ablagerungen (Grundmorénen) der Wirmeiszeit auf. Es befindet sich auf
wilrmeiszeitlicher Grundmorane bzw. auf Ablagerungen des Bodensees, wobei Beckentone und Abla-
gerungen des Bodensees auf Beckentonen vorherrschen. Der natlrliche Boden hat sich zu einer Pa-
rabraunerde von geringer Entkalkungstiefe entwickelt. Ein erheblicher Anteil der Flache ist bereits stark
in seiner Bodenstruktur / seinem Bodenprofil durch Abgrabungen bzw. Aufschittungen und Versiege-

lung zerstort.
Altlasten

Westlich der OberlohnstraBe war ehemals ein Schrottverwertungsbetrieb angesiedelt. Gutachten haben
bestatigt, dass Untergrundverunreinigungen vorhanden sind, wie z.B. Mineraldle, Schwermetalle, poly-
chlorierte Biphenyle. (Gutachten Nr. 110-39 vom 3.4.1989 von Dr. Jungbauer und Partner). Im Rahmen
einer Betriebserweiterung des hier ansassigen Verwertungshofes im Jahre 1994 wurde ein auf das
Streifenfundament begrenzter Aushub der Untergrundverunreinigung auf Fl. St. 8282/15 durchgefihrt.
Eine vollstdndige Untergrundsanierung fand nicht statt. Flr die Betriebserweiterung des nérdlich davon
ansassigen Verwertungshofes (Fl.-.St. 8282/132) wurde eine weitere Untergrundsanierung im Jahr
2006 durchgefihrt (Orientierende technische Erkundung ehemaliges Gelande der Fa. Berg nérdlich der
Max-Stromeyer-Strasse, Flurstick 8282/132 von 2006, Biosystem). Ebenso wurde im Zuge von Kanal-
bauarbeiten in der Wolfgang-Spenglerstrasse belastetes Untergrundmaterial entsorgt. Im gesamten

Umfeld ist jedoch bei Tiefbauarbeiten mit weiteren Untergrundbelastungen zu rechnen.

11
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Die Flachen wurden im Rahmen des Scopingverfahrens durch die zustédndige Fachbehdrde bewertet
und Handlungsbedarf B in das Bodenschutz- und Altlastenkataster des Landkreises aufgenommen.
Durch die Bodenkontaminationen gehen keine Gefahrdungen fir die Schutzglter (Mensch, Grundwas-
ser u.a.) aus. Bei unveranderter gewerblicher Nutzung und Erhaltung der weitgehenden Versiegelung

besteht derzeit kein weiterer Erkundungs- und Sanierungsbedarf.

Bei Tiefbauarbeiten ist jedoch mit entsorgungsrelevantem Aushubmaterial zu rechnen, daher sind Tief-

baumaBnahmen mit der Fachbehdrde des LRA Konstanz abzustimmen.
7.3.1 Prognose lber die Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Eine optimale Ausnutzung von Grund- und Boden wird verhindert. Mit einer weiteren Inanspruchnahme

von Flachen in Ortsrandlage ist zu rechnen.

7.3.2 Prognose liber die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchfiihrung der Planung

Zugunsten des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, der Lagegunst zum OPNV und hochwerti-
ger Gewerbestandorte kdnnen im Planungsgebiet hohe bauliche Dichten wie bereits in den angrenzen-
den Gewerbeflachen erzielt werden. Dadurch wird eine weitere Inanspruchnahme von unbelasteten

Bdden auBerhalb der Siedlungsgrenze vermieden.

7.4 Schutzgut Wasser

Rinnenschotter sind Grundwasserspeicher. Diese sind im westlichen und &stlichen Teil von Oberlohn
von 10 bis 20 m méachtigen Deckschichten Uberlagert, im mittleren Teil sind die Deckschichten gréBer
20 m. Bedeutsame Grundwasservorkommen sind nicht vorhanden. Oberflaichenwasser ist nicht vor-
handen. Die ehemals nasse Seeniederung wurde durch gezielte EntwasserungsmaBnahmen trocken

gelegt.

7.4.1 Prognose lber die Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchfiihrung bzw. bei

Durchfiihrung der Planung

Keine Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser im Plangebiet.

7.5 Schutzgut Klima / Luft

Das Bodanrick-Higelland gehért zum Klimabezirk ,Rhein-Bodensee-Higelland®. Der mittlere Jahres-
niederschlag liegt bei etwa 880 mm. Die meisten Niederschlage fallen in den Monaten Juni bis August,
deren mittlere Niederschlagssummen jeweils mehr als 100 mm betragt. Im Mittel wird an 30-40 Tagen

des Jahres eine Schneedecke beobachtet.
7.5.1 Prognose lber die Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Auf den privaten Flachen ist in Gewerbegebieten eine Begriinung von untergeordneter Bedeutung. Die

positiven Auswirkung auf das Stadtklima durch eine Begriinung kénnen nicht ausgenutzt werden.

7.5.2 Prognose liber die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchfiihrung der Planung
Durch die Planung wird eine Durchgrinung gewahrleistet. GroBbaume und zusammenhangend Griin-

flachen wirken sich positiv auf das Stadtklima aus.

12
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7.6 Schutzgut Ortsbild und Nutzung

Das Planungsgebiet ist angebunden an die Max-Stromeyer-StraBe. Die innere ErschlieBung erfolgt G-
ber drei StichstraBen. Zahlreiche aufgelassene Schienenwege durchziehen das Gelande. Ein Gleisan-

schluss ist heute nicht mehr méglich.

Das Gebiet ist bereits heute Uberwiegend bebaut, lediglich zwei Flurstiicke (8281, 8281/19) sind noch
nicht bebaut und bilden Baulicken mit ca. 1 ha. Das Gebiet wird gewerblich genutzt. Hier haben sich
eine groBere Softwareentwicklungsfirma, GroBhandelsbetriebe fiir Holz- und Baustoffe sowie fir Roh-
stoffwiederverwertung mit umfangreichen Lagerflachen, eine Speditionsfirma wie auch kleinere Hand-

werksbetriebe angesiedelt.

Ostlich angrenzend bestimmen die zeilenférmig angeordneten sieben bis zehngeschossigen hohen Bii-
rogebdude des Businesspark Konstanz das stadtebauliche Erscheinungsbild und wirken stadtgestalte-
risch aufwertend. Die Ubrigen Firmengebaude gestalten sich eher niedergeschossig (Traufhéhen zwi-
schen 3.00 - 12.00m ) in offener Bauweise. Die Geschossflachenzahlen liegen im Bereich zwischen
0,15 - 0,8. Diese niedrigen Dichten verdeutlichen den Bedarf zur Nachverdichtung. Die Grundstlicke
sind in der Regel durch umfangreichen Lagerflachen bis zu 100% versiegelt. Dadurch fehlt es an stadt-

gestalterisch wertvollen Griinbestanden.

Entlang der aufgelassenen Gleisanlagen stehen Restbesténde von dicht gepflanzten Baumreihen, die
zu einer ,grinen“ Gliederung des Gebietes beitragen. Zwischen der Bahnlinie Singen - Konstanz und
der Max-Stromeyer-StraBe sind im Osten des Planungsgebietes noch groBe zusammenhangende
Brachflachen durchsetzt mit Einzelbdumen, Baumgruppen und Hecken, die dieses Gebiet wesentlich im

Erscheinungsbild mitbestimmen.
7.6.1 Prognose lber die Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Von einer gestalterisch ungeordneten Nachverdichtung des Gebietes ist auszugehen. Eine Durchgri-

nung, die das Gewerbeumfeld gestalterisch aufwertet, wird auf den Privatflachen kaum durchgefihrt.
7.6.2 Prognose lber die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchfiihrung der Planung

Die Planung hat positive Auswirkungen auf das Umfeld der Gewerbeflachen. Durch Auflagen im Be-
bauungsplan wird ein einheitlicheres Ortsbild geschaffen. Eine Durchgriinung fihrt zur gestalterischen
Aufwertung des Gewerbegebietes. Jedoch muss der Verlust der ortsbildpragenden S&aulenpappeln ent-

lang der aufgelassenen Industriegleise hingenommen werden.

7.7 Schutzgut Sach- / Kulturgiiter

Im Bereich Elberfeld, Oberlohn existiert ein steinzeitlicher Siedlungsplatz. Im Gewann Elberfeld wurde
ein Fund aus der Mittelsteinzeit gemacht. Daher ist bei weiteren BaumaBnahmen mit Funden von kul-

turhistorischen Sachgitern zu rechnen.

7.7.1 Prognose lber die Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchfiihrung bzw. Nicht-
durchfiihrung der Planung

Keine Auswirkungen.
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8 Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen

Das Planungsgebiet weist eine mittlere bis geringe Bedeutung fir den Naturhaushalt auf. Unter Berlick-
sichtigung der GringestaltungsmaBnahmen ist mit positiven Umweltauswirkungen auf den Menschen
und das Ortsbild zu rechen. Durch eine intensive Durchgriinung mit GroBbaumen wird eine Aufwertung
der Aufenthaltsqualitat eintreten. Es werden weitere Arbeitsplatze fir die Bevdlkerung geschaffen, die
abgestimmt auf das Siedlungsleitbild sind, wie z. B. OPNV-Nahe. Dariiber hinaus liegt das Gewerbege-
biet in optimal erschlossener Lage fir den FuB- und Radverkehr. Der Verlust aller Bodenfunktionen auf
ca. 0,9 ha ist von erheblicher Bedeutung. Dies kann durch eine Nichtaufstellung des Planes jedoch
nicht verhindert werden, da dort jederzeit nach § 34 BauGB einen Bebauung zu genehmigen ist. Je-
doch kann durch eine optimierte Bodennutzung im Planungsgebiet die Inanspruchnahme von Bauland

im unbebauten AuBenbereich vermieden werden.
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Auswirkung des Vorhabens auf die Umwelibelange

000 schr erheblich / ®® erheblich / ® weniger erheblich / - nicht erheblich / + voraussichtlich positive

Wirkung
Schutzgut Auswirkung durch Umsetzung des Vorhabens Erheblichkeit
Mensch Schaffung von Arbeitsplatzen abgestimmt mit dem Siedlungsleitbild | +
(seeabgewandt, OPNV-Nihe)
Schallemissionen -
Aufwertung des Ortsbildes durch intensive Durchgriinung +
Boden Verlust aller Bodenfunktionen durch Versiegelung von ca. 0,9 ha o0
Pflanzen /| Verlust von Grinflache von mittlerer Bedeutung L
Tiere
Wasser Nicht betroffen -
Klima / Luft | Nicht betroffen -
Landschaft | Veranderung des Landschafts- und Ortsbildes durch Nachverdich- | +
tung — Schaffung eines optimierten Gestaltungsgrins
Kultur-  und | Steinzeitliche Funde vorhanden, Sicherung wahrend der Bauphase | ®
Sachgiiter
9 Griin- und Freiraumkonzept

Das Griin- und Freiraumkonzept hat zum Ziel, die Bebauung zu gliedern und z.B. durch geeignete
Baumpflanzungen im StraBenraum und parallel zur Bahnlinie, der Freiraum zu strukturieren. Der bahn-
parallele FuB- und Radweg ist eine Griinverbindung und wird die Innenstadt mit Wollmatingen verbin-
den. Durch geeignete Baumpflanzungen im Bereich der Recyclingfirma wird die dort vorhandene ge-
schlossene Fassade gegliedert und das Umfeld aufgewertet. Im Osten des Plangebiets in nachster La-
ge zum Haltepunkt ist die Errichtung eines Spiel- und Bolzplatzes geplant. Dieser soll zur Versorgung
der Jugendlichen aus dem Bereich Firstenberg und Wollmatingen dienen. Der Haltepunkt selbst ist be-
reits gestaltet und durch entsprechende Baumpflanzungen betont. Zur Griinvernetzung und aus stadt-
gestalterischen Griinden sind entlang der 6ffentlichen StraBen und den Gewerbegebietsgrenzen 3 m
breite private Grinstreifen festgelegt. Auf den Grinstreifen sind Baume und Stréucher als geschlosse-
ne Sichtschutzgehdlze auf den Seiten und Rickfronten der Grundstiicke / Geb&ude anzupflanzen. Die
Pflanzstreifen an der Vorderfront der Grundstiicke/Gebaude (Reprasentationsgriin) sind mit Badumen 1.
Ordnung zu bepflanzen. Um diese GestaltungsmaBnahmen zu sichern, ist dem Baugesuch ein Freifla-

chengestaltungsplan beizulegen.

Grundsatzlich ist es zulassig die Gewerbeflachen einzufrieden. Es sind jedoch nur offene Einfriedungen
bis zu einer H6he von 1,75 m zulassig, von den StraBen ist ein Abstand von 2 m zur StraBenbegren-

zung einzuhalten. Sie sind mit Heckenpflanzungen einzugriinen oder mit Kletterpflanzen zu beranken.
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Die Festsetzungen im Sinne der Grliinordnung sowie die Artenauswahl fir BAume und Straucher sind

den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie den Hinweisen zu enthehmen.

9.1 Allgemein verstandliche Zusammenfassung

Die Stadt Konstanz beabsichtigt das Gewerbegebiet Oberlohn-Nord, Teil A weiterzuentwickeln und
Nutzungsbeschrankungen beziiglich Einzelhandel festzulegen. Das Gebiet eignet sich insbesondere far
eine arbeitsplatzintensive Nutzung aufgrund der Ndhe zum OPNV und der Anbindung an ein FuB- und
Radwegnetz, welches bis in die Innenstadt fihrt. Durch die Neuordnung des Gebietes kénnen griinge-
stalterische AufwertungsmaBnahmen durchgefiihrt werden und ein Spiel- und Bolzplatz fiir Jugendliche
eingerichtet werden. Es ist davon auszugehen, dass durch den Bebauungsplan keine negativen Um-
weltauswirkungen zu erwarten sind, da es sich um einen bereits bebauten Innenbereich handelt und es
sich nur um eine Ordnung der Nutzungen handelt. AusgleichsmaBnahmen im Sinne des Naturschutz-

gesetzes sind nicht durchzufihren.
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Zusammenfassende Erkldarung n‘ach § 10 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB)

1. Allgememes

Nach § 10 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist dem Bebauungsplan ,Oberlohn Nord, Teil A"
eine Zusammenfassende Erkl&rung tber die Art und Weise beizufliigen, wie die Umweltbe-
lange und die Ergebnisse der Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung beriicksichtigt wur-
den, und aus welchen Grilnden der Plan nach Abwagung mit den gepriften, in Betracht
kommenden anderweitigen Planungsmdglichkeiten gewahlt wurde.

2. Beriicksichtigung der Umweltbelange und der Ergebnlsse der Offentlichkeits- und
Behdordenbeteiligung

Beriicksichtigung der Umweltb_elange

Die Stadt Konstanz entwickelt das Gewerbegebiet Oberlohn-Nord, Teil A weiter und legt Nut-
zungsbeschrankungen bezlglich Einzelhandel fest. Das Gebiet eignet sich insbesondere fir
eine arbeitsplatzintensive Nutzung aufgrund der Nahe zum OPNV und der Anbindurig an ein
Fuft- und Radwegnetz, welches bis in die Innenstadt fithrt. Durch die Neuordnung des Ge-
bietes werden gringestalterische Aufwertungsmaf3nahmen durchgefiihrt und ein Spiel- und
Bolzplatz fur Jugendiiche eingerichtet. Es ist davon auszugehen, dass durch den Bebau-
ungsplan keine negativen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, da es sich um einen be-
reits bebauten Innenbereich handelt und es sich nur um eine Ordnuing der Nutzungen han-

delt. Ausgleichsmafinahmen im Sinne des Naturschutzgesetzes sind nicht durchzufihren.

AbwasserlAltIastenIBodenschutziGrundwasseriAbfatlrecht und Gewerbeauf-
sicht/Nahverkehr und Straften, Naturschutz .

Die Altlasten und der Bodenschutz sind nach Mitteilung der Fachstellen im ausreichenden
Mal berlicksichtigt. Gegen weitere Bereiche werden keine Bedenken geltend gemacht.

Archﬁo_logie'l Bodendenkmalpflege

Innerhalb des Plangebiets sind archaologische Fundstellen bekannt. Da weitere archéologi-
sche Funde nicht ausgeschlossen werden kénnen, ist eine nachrichtliche Ubernahme in den

Bebauungsplan erfolgt.

3 Telekommunikationslihien

In den Randzonen des Plangebiets liegen Telekommunikationsanlagen der Deutschen Tele-
kom. Die Verlegung weiterer Anlagen flr das Plangebiet ist erforderlich. Die Planung erfolgt
auf der Ebene der Erschlielungsplanung. Die Deutsche Telekom wird frithzeitig in diese
Planung einbezogen. .

Verkehr

Die notwendige Erweiterung einer ErschlieBungsstrafle wurde in die Planung aufgenommen.

Umsetzung der Planung

Folgende Zielsetzungen erfordern eine stadtebauliche Neuordnung im Bebauungsplangebiet
.Oberlohn Nord. Teil A"
-’ Stéadtebauliche Aufwertung und Neuordnung am Haltepunkt Furstenberg mit Ziel einer star-
keren Verdichtung
- Sicherung von Gewerbeflachen flir das verarbeitende- und Dienstleistungsgewerbe
- sowie Starkung der integrierten Versorgungslagen der Stadt Konstanz




~ - Optimierung der Fufd- und RadWege ‘
- Sicherung einer Grinvernetzung und Standortsicherung fir einen Spiel- und Bolzpiatz

Stadt Konstanz _
,Amt fiir Stadtplanung unc_l Umwelt / Bauverwaltungsamt

Konstanz, den 19.12.2008
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